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Zusammenfassung

Der vorliegende Bericht beruht auf Berichten nationaler Steuerbehörden und an-
derer veröffentlichter Unterlagen sowie einer Umfrage bei EGÖD-Mitgliedern, die 
Beschäftigte in den Steuerbehörden vertreten.

Für den gesamten Bereich der Steuererhebung besteht  eindeutig Handlungs-
bedarf. Es gibt zahlreiche Berichte, die eine signifikante Disparität zwischen dem 
theoretischen Steueraufkommen und den tatsächlich erzielten Steuereinnahmen 
belegen. 

Es gibt außerdem eine Reihe geeigneter Maßnahmen gegen Steuervermeidung 
und Steuerhinterziehung, die teilweise bereits in Anwendung der Richtlinie mit Vor-
schriften zur Bekämpfung von Steuervermeidungspraktiken  und anderer Maßnah-
men umgesetzt werden.

Zwischen den EU-Staaten gibt es nach wie vor beträchtliche Unterschiede sowohl 
des Gesamtsteueraufkommens in Prozent des BIP und in der Art und Weise der 
Steuererhebung. Nicht zu übersehen ist dabei der gemeinsame Trend in Richtung 
weniger progressiver Steuerregime.

Im Kontext der Koordinierung der Wirtschaftspolitik innerhalb der EU (Europäisches 
Semester) hat die Kommission eine Reihe länderspezifischer Empfehlungen  auch 
für Maßnahmen im Steuerbereich ausgearbeitet, von denen sich einige auf aggres-
sive Steuerplanung beziehen. 

So richtig diese Empfehlungen auch sein mögen, so berücksichtigen sie doch nicht 
den massiven Stellenabbau in den Steuerverwaltungen während der letzten zehn 
Jahre.

Zwischen 2008 und 2018 gingen in den Steuerbehörden in  28 europäischen Län-
dern fast 100.000 Arbeitsplätze verloren. Das entspricht einem Rückgang von 14.3% 
bzw. dem Verlust etwa jedes siebten Arbeitsplatzes. Diese Verluste waren zu Beginn 
des Beobachtungszeitraums und besonders 2010 und 2011 am größten, haben sich 
aber auch in den Folgejahren fortgesetzt.   

In einigen Länder stellt sich das Gesamtbild etwas positiver dar. In Dänemark hat 
eine „Steuerkrise“ die Regierung dazu gezwungen, ihre Kürzungspolitik in Teilen zu 
revidieren, in anderen Ländern werden neue Arbeitskräfte eingestellt. In Luxemburg 
wird die Steuerverwaltung extensiv aufgestockt, um steigenden Anforderungen ge-
recht zu werden.
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Die Beschäftigten in Steuerverwaltungen sind zunehmend besser qualifiziert, aller-
dings macht sich der demographische Wandel in Form älterer Belegschaften in vie-
len Steuerverwaltungen bemerkbar. Einige Dienststellen werden ausgelagert.

Die Digitalisierung wird zu Kostensenkungen genutzt, und die Mehrheit der Ge-
werkschaften ist der Meinung, dass dies zu einem besseren Dienstleistungsangebot 
geführt habe. Allerdings sind nicht so viele Gewerkschaften davon überzeugt, dass 
dies Steuervermeidung und Steuerbetrug verringert habe. Die Gewerkschaften se-
hen die Auswirkungen der Digitalisierung auf die Arbeitsplatzqualität eher positiv, 
andere schätzen sie eindeutig negativ ein. Die meisten sind der Meinung, dass die 
Digitalisierung den Zugang für bestimmte Nutzergruppen erschwere.

Die meisten Steuerverwaltungen haben eigene Referate für Unternehmen und gro-
ße Steuerzahler, aber eher nicht für besonders vermögende Privatpersonen.  Es gibt 
ebenfalls einige Fälle, in denen mächtige Unternehmen und Privatpersonen nach-
weislich Einfluss auf die Entscheidungen von Steuerbehörden genommen haben.

Staatliche Regelungen spielen eine entscheidende Rolle bei der Festlegung der Ver-
gütungen und Arbeitsbedingungen, die für die Steuerverwaltungen selten geson-
dert festgesetzt werden.  

Eine eindeutige Mehrheit – 14 von 19 Ländern – ist der Meinung, dass die Löhne 
infolge der Austeritätspolitik niedrig gehalten wurden, wobei Kürzungen bei  aty-
pischen Löhnen und Gehältern das gängige Verfahren darstellten. Die meisten Be-
fragten sind nach wie vor der Ansicht, dass die Löhne weiterhin in nachteiliger Weise 
betroffen sind. Auch die Arbeitsbedingungen haben gelitten, wenn auch in erster 
Linie infolge des Stellenabbaus. 
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Einleitung

Im Jahr 2014 legte der EGÖD seinen zweiten Bericht über die Beschäftigung in den 
Steuerverwaltungen in Europa vor. Der Bericht wurde zu einer Zeit geschrieben, als 
die rückläufigen Steuereinnahmen infolge der Finanzkrise überall auf dem Konti-
nent zum Abbau öffentlicher Dienste führte, und kam zu dem Schluss:

„Im Durchschnitt haben Steuerverwaltungen in Europa in den Jahren 2008 bis 2012 
jeden zehnten Ihrer Mitarbeiter verloren, und in vielen Ländern hält dieser Personal-
abbau an. Personalverluste in dieser Größenordnung erschweren es den Steuerver-
waltungen,  Unternehmen oder Personen zu belangen, die die Abgabepflicht gezielt 
umgehen oder in aggressiver Weise Steuern hinterziehen. Auf der anderen Seite be-
kommen aber auch alle die Steuerpflichtigen Probleme, die für die rechtzeitige Zah-
lung ihrer Steuern und der Veranlagung des zu zahlenden Betrags Unterstützung 
brauchen.

„Wenn es neben der Verschlechterung der Dienstleistungen und Beratungen für den 
Steuerzahler auch noch in der Öffentlichkeit die Meinung vorherrscht, dass sich an-
dere ihrer Steuerpflichtren vielleicht sogar vollständig entziehen können, dann ist 
der Schaden für das öffentliche Vertrauen in das Steuersystem immens.“ Die Folgen 
dieses Vertrauensverlustes sind in der gesamten Gesellschaft spürbar.

Dieser neue Bericht komm zu einer Zeit, in der die Aussichten auf kontinuierliches 
Wirtschaftswachstum eher vorsichtig beurteilt werden und Steuereinnahmen auf-
grund dieser Entwicklung entsprechend niedriger ausfallen. Aus diesem Grund ist 
es besonders wichtig, dass fällige Steuern eingezogen werden und dass Initiativen 
zur Verbesserung der „Tax Compliance“ (Einhaltung von Steuervorschriften) und zur 
Bekämpfung der Steuervermeidung und Steuerhinterziehung effektiv umgesetzt 
werden.

Um diese Situation besser zu verstehen, beruht der vorliegende Bericht nicht nur auf 
Berichten nationaler Steuerverwaltungen und anderer öffentlich verfügbarer Unter-
lagen, sondern auch auf den Ergebnissen einer Umfrage bei EGÖD-Gewerkschaf-
ten, die Mitglieder in den Steuerverwaltungen vertreten. Ihre direkten Erfahrungen 
geben diesem Bericht eine zusätzliche Qualität. Der EGÖD bedankt sich an dieser 
Stelle ausdrücklich bei den 23 Gewerkschaften aus 19 Ländern, die an der Umfrage 
teilgenommen haben (siehe Kasten).
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Kasten 2 Die EGÖD-Umfrage

Für die Umfrage wurde im September 2018 ein Fragebogen an die EGÖD-Mit-
glieder gesandt. Der Fragebogen stand in den Sprachen Bulgarisch, Englisch, 
Französisch, Deutsch, Griechisch, Italienisch und Spanisch zur Verfügung.

Insgesamt hatten wir einen Rücklauf von 23 Fragebögen, wobei die schwedi-
sche Gewerkschaft Vision lediglich darauf hinwies, dass sie keine Mitglieder 
in den Steuerverwaltungen habe und deshalb keine weiteren Informationen 
vorlegen könne. Es gab zwei aussagekräftige Antworten von Gewerkschaf-
ten in Norwegen, drei von Gewerkschaften in Spanien und eine aus Zypern 
und von der türkisch-zypriotischen Gemeinschaft1. In allen anderen Fällen 
hat es nur eine Antwort einer Gewerkschaft aus jedem Land gegeben.

Nachstehend die Liste der Gewerkschaften, die sich an der Umfrage beteiligt 
haben. Sowohl der EGÖD als auch der Autor des Berichts bedanken sich bei 
den Gewerkschaften, die sich Zeit für die Beantwortung der Fragen genom-
men haben.

1 d. h. der nördliche Teil der Insel, auf dem die Republik Zypern ihr Recht nicht ausüben kann.

LAND GEWERKSCHAFT LAND GEWERKSCHAFT

Armenien USLGPSE Österreich GÖD

Belgien CGSP/ACOD Portugal APIT

Bulgarien TUKOT Podkrepa Schweden Vision

Dänemark FOA Schweden ST

Deutschland: Hessen Ver.di Schweiz VPOD

Estland ROTAL Spanien FEP-USO

Finnland Pardia/VERO-ATK Spanien FSC CCOO

Frankreich CGT Finances Spanien FeSP-UGT

Italien FP CGIL Tschechische 
Republik

OSSOO

Norwegen Fagforbundet Türkisch-
zypriotische 
Gemeinschaft

KTAMS

Norwegen YS Stat VK PCS

Zypern PASYDY
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Warum wir gerechte Steuersysteme brauchen

Maßnahmen gegen Steuervermeidung und Steuerhinterziehung sind auch nach der 
Abschlusserklärung der Staats- und Regierungschefs auf dem G20-Gipfel im Sep-
tember 2013 ganz oben auf der politischen Agenda geblieben. Die von zivilgesell-
schaftlichen Gruppen für Steuergerechtigkeit und von Gewerkschaften angeführten 
Mobilisierungskampagnen gegen Steuervermeidung haben zweifellos Fortschritte 
erzielt. Dies lässt sich anhand der Thematisierung des Problems durch die Regierun-
gen, die Verabschiedung neuer Maßnahmen auf EU-Ebene und die im September 
2019 vom Europäischen Parlament getroffene Entscheidung nachvollziehen, einen 
ständigen Unterausschuss für Steuer- und Finanzdelikte einzusetzen. Dieser politi-
sche Paradigmenwechsel darf aber nicht dazu führen, dass in einigen Ländern die 
Unternehmenssteuern gesenkt oder neue Steuervergünstigungen gewährt werden.

Zwischen 2014 und 2019 hat sich die EU auf eine Reihe von Initiativen zur Bekämp-
fung aggressiver Steuerplanung  geeinigt (siehe unten), und die seit dem 1. Dezem-
ber 2019 amtierende neue Europäische Kommission hat auch für die Zukunft zuge-
sagt, sich für ein „gerechtes und effektives Steuersystem“ einzusetzen”.2 

Eine vor kurzem von der Europäischen Kommission veröffentlichte Broschüre3 bestä-
tigt, dass eine faire Besteuerung nach wie vor ein wichtiger Bestandteil einer funk-
tionierenden Gesellschaft ist, denn:

· „Sie ermöglicht den Bürgern den Zugang zu hochwertiger Bildung, Gesund-
heitsversorgung und öffentlicher Infrastruktur. Sie unterstützt die Bereit-
stellung eines Sicherheitsnetzes für Benachteiligte, und ein gutes Steuer-
system kann zur sozialen Gerechtigkeit beitragen.

·  Die Besteuerung spielt eine wesentliche Rolle bei der Aufrechterhaltung 
einer starken und nachhaltigen Wirtschaft, eines gedeihenden Geschäfts-
umfelds und von sozialer Gerechtigkeit und 

·  ist daher wesentlich für nachhaltige Einnahmen, das europäische Sozialmo-
dell, ein wettbewerbsorientiertes Geschäftsumfeld so wie die allgemeine 
Steuermoral.“

2 Aufgabenbeschreibung von Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen an den designierten 
Wirtschaftskommissar Paolo Gentiloni vom 10. September 2019 hier

3 Siehe hier Faire Besteuerung: Besteuerung in der EU für das 21. Jahrhundert, Europäische 
Kommission, 2018

https://ec.europa.eu/commission/sites/beta-political/files/mission-letter-paolo-gentiloni_en.pdf
https://ec.europa.eu/taxation_customs/sites/taxation/files/a_fair_share_brochure_taxud_de.pdf
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Die Broschüre weist aber auch darauf hin, dass Steuerhinterziehung und Steuer-
umgehung nach wie vor allgegenwärtig sind.  Sie reduzieren so die Gelder, die für 
Staatsausgaben und Investitionen zur Verfügung stehen,  beschädigen das Vertrau-
en der Bürger und Unternehmen in den Staat und stören den fairen Wettbewerb.  

Es ist schwierig zu bemessen, wie hoch der Unterschied zwischen den theoretisch 
zu zahlenden und den tatsächlich gezahlten Steuern (Steuerlücke) tatsächlich ist. 
Die vorliegenden Schätzungen sind nicht belastbar. Die EGÖD-Umfrage belegt, dass 
nur fünf Länder - Dänemark, Estland, Italien, Schweden und das VK – den Versuch 
unternehmen, hier genauere Zahlen vorzulegen. Das Ausmaß dieser Steuerdispari-
tät wurde in Dänemark 2017 auf 2,5 % des gesamten Steueraufkommens geschätzt, 
für das VK 5,6 % oder £35 Milliarden (€39 Milliarden) und €304 Millionen in Estland 
im Jahre 2016.   Allerdings geht die Gewerkschaft PCS davon aus, dass diese Zahlen 
für das VK erheblich unterschätzt werden.

Im Jahr 2017 entgingen den EU-Mitgliedstaaten geschätzte 137,5 Milliarden an 
Mehrwertsteuer, das sind ca. 11,2 % der erwarteten Mehrwertsteuereinnahmen.4 

Ein Bericht für das Europäische Parlament 2015 hat den durch Gewinnverlagerungen 
in Niedrigsteuerländer entstandenen Verlust an Unternehmenssteuern auf jährlich 
€50 bis €70 Milliarden jährlich geschätzt. Berücksichtigt man die Auswirkungen „ag-
gressiver Steuerplanung“ zusätzlich, summierte sich dieser Verlust auf €160 bis €190 
Milliarden.5 

Eine separate Studie zur europäischen Steuerlücke, durchgeführt 2019 vom Steuer-
fachmann Richard Murphy, geht davon aus, dass die Steuerlücke in den EU-Mitglied-
staaten mindestens €750 Milliarden jährlich erreicht, vielleicht sogar €900 Milliar-
den.6

4 Siehe hier Studie und Berichte über die Mehrwertsteuerlücke in den 28 Mitgliedstaaten der EU. 
Abschlussbericht 2019, HIS Wien

5 Siehe hier Bringing transparency, coordination and convergence to corporate tax policies in 
the European Union, von Dover, Ferrett, Gravino, Jones, und Merler, 2015, Wissenschaftlicher 
Dienst des Europäischen Parlaments

6 The European Tax Gap: Ein Bericht für die Fraktion der Sozialisten und Demokraten im 
Europäischen Parlament, von Richard Murphy, 2019

https://ec.europa.eu/taxation_customs/sites/taxation/files/vat-gap-full-report-2019_en.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2015/558773/EPRS_STU(2015)558773_EN.pdf
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Kampf gegen  Steuerumgehung, -betrug und -hinterziehung

Unabhängig von der Kenntnis genauer Zahlen ist der Gesamtbetrag der durch Steu-
erumgehung, Steuerhinterziehung und Steuerbetrug verursachte Einnahmeverlust 
immens. Seit 2014 haben der Europäische Rat und das Europäische Parlament eine 
Reihe von Maßnahmen beschlossen, die in erster Linie den automatischen und obli-
gatorischen Austausch von Steuerinformationen zwischen den Steuerverwaltungen 
betreffen, dazu gehört auch die länderbezogene Berichterstattung großer Unter-
nehmen7. Es ist deshalb davon auszugehen, dass die Steuerverwaltungen in Zukunft 
mehr Informationen über das Steuergebaren von Unternehmen und Einzelperso-
nen erhalten und bearbeiten. Deshalb ist es umso wichtiger, dass sie über die er-
forderlichen Überwachungs- und Ermittlungskapazitäten verfügen, um vom Nutzen 
dieser neuen Rechtsinstrumente profitieren zu können8. 

Weitere Maßnahmen liegen zurzeit im EU-Rat auf Eis. Aus Sicht des EGÖD9 und an-
derer Organisationen, die sich für Steuergerechtigkeit einsetzen lassen sich durch 
weitere Verbesserungen und Anpassungen dieser Maßnahmen Einnahmeverluste 
des Staates verhindern oder zumindestens reduzieren. Dazu zählen: 

· Entwurf einer Richtlinie zur öffentlichen länderbezogenen Berichterstat-
tung. 

· Entwurf einer Richtlinie für eine gemeinsame konsolidierte Körperschafts-
steuer-Bemessungsgrundlage GKKB) in der EU, die nach den Wünschen der 
Gewerkschaften durch einen gemeinsamen Mindeststeuersatz von 25 % 
und eine so genannte Gesamtkonzernbesteuerung flankiert wird. Das be-
deutet, dass jede Tochtergesellschaft eines Unternehmens als Teil dessel-
ben Unternehmens und nicht als eigenständige Einheit  betrachtet würde, 
die als Werkzeug für Steuerumgehung benutzt werden kann. Auf diese Wei-
se kann der Schwerpunkt auf die Berechnung der  Besteuerungsgrundlage 
auf Produktionsfaktoren gelegt werden, besonders Arbeit und Umsatz.

7 Siehe hier Richtlinie (EU) 2016/881 vom 25. Mai 2016 zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU 
bezüglich der Verpflichtung zum automatischen Austausch von Informationen im Bereich der 
Besteuerung

8 Siehe hier  für detailliertere Empfehlungen aus gewerkschaftlicher Sicht. An examination of 
tax shifting and ‘harmful taxes’ von Paul Sweeney, ETUI 2015; siehe hier Tackling tax evasion, 
avoidance and tax havens, by Paul Sweeney, ETUI 2015

9 Siehe hier EGÖD-Kongress 2019,  Briefing „Kampf für Steuergerechtigkeit“, auf EN, FR, ES, SV 
und RU  

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX:32016L0881
https://www.etui.org/publications/background-analysis/an-examination-of-tax-shifting-and-harmful-taxes
https://www.epsu.org/article/fighting-tax-justice-sixth-congress-briefing
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· Eine EU-Liste mit Steueroasen, die auch die innerhalb der EU befindlichen 
Steueroasen enthalten sollte und die durch Sanktionen gegenüber den-
jenigen Unternehmen unterstützt werden sollte, die diese Möglichkeiten 
nutzen. 

Seit dem 1. Januar 2019 gilt in der EU die Richtlinie mit Vorschriften zur Bekämpfung 
von Steuervermeidungspraktiken (Anti-Tax-Avoidance-Directive, kurz: ATAD). Die 
Richtlinie verpflichtet die EU-Mitgliedstaaten dazu:

· die Verlagerung von Gewinnen in Niedrigsteuerländer zu unterbinden, in 
denen das Unternehmen keine wesentliche wirtschaftliche Tätigkeit ausübt 
(Vorschriften für beherrschte ausländische Unternehmen); 

· Unternehmen davon abzuhalten, überhöhte Zinszahlungen zur Steuermini-
mierung zu nutzen – die Staaten werden die Höhe der Nettozinszahlungen 
begrenzen, die ein Unternehmen von seinem steuerpflichtigem Einkom-
men abziehen kann (Zinsschranke); und 

· gegen Steuervermeidungspraktiken in den Fällen vorzugehen, in denen 
andere Betrugsbekämpfungsvorschriften nicht angewandt werden können  
(allgemeine Vorschrift zur Verhinderung von Missbrauch).

Es gibt weitere Neuerungen, um Unternehmen an der Ausnutzung von Inkongru-
enzen der Steuergesetze in zwei unterschiedlichen EU-Mitgliedstaaten zum Zwe-
cke der Steuervermeidung zu hindern, sowie Maßnahmen um sicherzustellen, dass 
Gewinne aus Vermögenswerten wie geistiges Eigentum, die aus dem Steuergebiet 
eines Mitgliedstaates abgezogen werden, in diesem Land steuerpflichtig werden 
(Wegzugbesteuerung). Diese Maßnahmen treten 2020 in Kraft.

Nach erfolgreichen Kampagnen von Gewerkschaften und Transparenz-Gruppen 10, 
wurde 2019 eine neue EU-Richtlinie zum Schutz von Whistleblowern angenommen. 
Diese Richtlinie sieht Mindestnormen für den Schutz derjenigen vor, die Fehlverhal-
ten auch im Zusammenhang mit Steuerumgehung oder Steuerhinterziehung publik 
machen. In der Präambel der Richtlinie heißt es, dass diese neue Schutzvorschrift 
„die jüngsten Initiativen der Kommission zur Verbesserung der Transparenz und des 
Informationsaustauschs im Steuerbereich 47 und zur Schaffung eines gerechteren 
Steuerumfelds innerhalb der Union ergänzt.“ 

10 Siehe hier gemeinsame Plattform von Gewerkschaften und NGOs 

https://whistleblowerprotection.eu
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Der Lux-Leaks-Skandal 2014, die Panama-Papers 2916 und die Paradise-Papers 2017, 
die alle mit Steuerbet5rtug und/oder aggressiver Steuerplanung zu tun hatten und 
ohne Whistleblower niemals ans Tageslicht gekommen wären, sind der beste Beweis 
dafür, wie dringend erforderlich solche Schutzmaßnahmen sind.

Die Kommission hat ebenfalls die Bereitschaft gezeigt, gegen einige Steuerabspra-
chen einzelner Staaten mit multinationalen Unternehmen vorzugehen, und diese 
mehrfach zu illegalen staatlichen Subventionen erklärt.  

Kommissarin Margarethe Vestager, die in der seit Dezember 2019 amtierenden 
Kommission für den Wettbewerb zuständig ist, hat zum Beispiel Apple in Irland auf-
gefordert, Steuern nachzuzahlen; dies gilt ebenfalls für Amazon in Luxemburg und 
Starbucks in den Niederlanden. Diese letzte Runde ging allerdings vor Gericht an 
Starbucks. 

Zwar konnte die Kommission im Fall von McDonalds‘ keine illegalen staatlichen 
Beihilfen nachweisen (diese Rechtssache ging zum Teil auf den von EGÖD, EFFAT, 
SEIU und War on Want 2015 veröffentlichten Bericht Unhappy Meal zurück), Kom-
missarin Vestager stellte jedoch fest: „Natürlich bleibt die Tatsache bestehen, dass 
McDonald‘s keinerlei Steuern auf diese Gewinne gezahlt hat – und das sollte es aus 
Gründen der Steuergerechtigkeit nicht geben.“ 11

2020 sollen ebenfalls die endgültigen Empfehlungen der OECD zur Reform der Digi-
talsteuer und zu einer wie auch immer gestalteten (niedrigen) Mindestbesteuerung 
vorliegen.

11 Siehe hier Erklärung von Kommissarin Vestager, 19.09.2018

https://www.epsu.org/article/unhappy-meal-€1-billion-tax-avoidance-menu-mcdonalds
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/STATEMENT_18_5833
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Steuerkonzepte in der EU

Die Steuerquote in der damaligen EU28 – gesamtes Steueraufkommen und Sozial-
abgaben als Anteil am BIP – betrug 39,0% im Jahre 2017. Zwischen den Länder gibt 
es aber signifikante Unterschiede.  Am höchsten ist die Steuerquote mit 46,5% in 
Frankreich, am niedrigsten in Irland mit 23,0 % (siehe Tabelle 1). Mit der Ausnahme 
von Irland, wo die Präsenz zahlreicher multinationaler Unternehmen die BIP-Zahlen 
verfälscht, und Malta befinden sich alle acht Länder mit Steuerquoten unter 33,3 % 
in Mittel- und Osteuropa, während es sich bei den sieben Ländern mit Steuerquoten 
oberhalb 40 % um, die drei nordischen EU-Länder plus Belgien, Frankreich, Italien 
und Österreich handelt.

Im Vergleich zu 2011 zeigen die jüngsten, zum Zeitpunkt des EGÖD-Berichts 2014 
verfügbaren Zahlen, dass der Anteil des Steueraufkommens am BIP leicht um 1,3 
Prozentpunkte von 37,7 % im Jahr 2011 auf 39,0 % im Jahr 2017 gestiegen ist. Den 
deutlichsten Anstieg gab es mit 5,3 % in Griechenland, den deutlichsten Rückgang 
mit 5,1 % in Irland.

Die Europäische Kommission unterteilt das Steueraufkommen in drei große Kate-
gorien: 

· indirekte Steuern, von denen die bei weitestem wichtigste die Mehrwert-
steuer ist; 

· direkte Steuern auf Einkommen und Vermögen, darunter auch Steuern auf 
Vermögensübertragung, die nur zu bestimmten Anlässen erhoben werden 
(zum Beispiel Erbschaftssteuer); und   

· Sozialbeiträge, die im Normalfall vom Arbeitgeber und vom Arbeitnehmer 
zu entrichten sind. 

Diese drei Einnahmequellen hatten 2017 innerhalb der EU28 ungefähr einen jeweils 
gleich großen Anteil an den Gesamtsteuereinnahmen, auf die direkten Steuern ent-
fielen 34,7 %, auf die direkten Steuern 34,3% und auf die Sozialbeiträge 31,2 %. Diese 
Zahlen sind dem Bericht „Steuertrends in der Europäischen Union“ der Europäischen 
Kommission zu entnehmen.   

Der Bericht zeigt aber auch, dass diese Durchschnittswerte den Blick auf signifikante 
Unterschiede zwischen den Ländern verstellen. Kroatien ist das Land, in dem indi-
rekte Steuern einen Anteil von mehr als der Hälfte (52,0 %) an den Gesamtsteuerein-
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TABELLE 1: Steuerquote in Prozent des BIP

LAND 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017
Veränderung 
2011 – 2017*

Frankreich 43.4 44.5 45.5 45.7 45.7 45.8 46.5 3.1

Dänemark 45.0 45.8 46.3 48.9 46.4 45.9 45.7 0.7

Belgien 43.7 44.8 45.7 45.5 45.1 44.3 44.9 1.2

Schweden 42.5 42.5 42.9 42.5 43.1 44.2 44.4 1.9

Finnland 42.0 42.7 43.6 43.8 43.9 44.0 43.3 1.3

Italien 41.5 43.5 43.5 43.1 43.0 42.3 42.1 0.6

Österreich 41.2 41.9 42.7 42.8 43.2 41.9 41.8 0.6

Deutschland 37.2 37.8 38.2 38.1 38.4 38.8 39.1 1.9

Griechenland 33.6 35.8 35.7 36.0 36.6 38.7 38.9 5.3

Luxemburg 37.2 38.5 38.4 37.6 37.5 38.1 38.9 1.7

Niederlande 35.5 35.6 36.1 37.0 36.9 38.4 38.8 3.3

Ungarn 36.6 38.3 37.9 38.1 38.8 39.3 38.3 1.7

Kroatien 35.2 35.9 36.3 36.7 37.3 37.8 37.8 2.6

Slowenien 36.7 37.1 36.7 36.4 36.6 36.7 36.5 -0.2

Tschechische 
Republik

33.8 34.2 34.8 33.9 34.0 34.8 35.4 1.6

Portugal 32.3 31.8 34.1 34.2 34.4 34.1 34.4 2.1

Polen 31.8 32.1 31.9 31.9 32.3 33.5 34.1 2.3

Vereinigtes 
Königreich

34.0 33.2 33.0 32.6 33.0 33.5 34.1 0.1

Zypern 31.9 31.6 31.6 33.4 33.3 32.9 34.0 2.1

Spanien 31.2 32.2 33.0 33.6 33.7 33.4 33.8 2.5

Slowakei 28.5 28.2 30.1 31.0 32.0 32.2 33.0 4.4

Estland 31.5 31.7 31.6 32.1 33.2 33.5 32.8 1.3

Malta 32.2 32.4 32.6 32.4 30.7 31.2 31.9 -0.2

Lettland 28.4 29.1 29.3 29.7 30.1 31.1 31.0 2.6

Litauen 27.2 27.0 27.0 27.5 28.9 29.7 29.5 2.3

Bulgarien 25.3 26.7 28.3 28.4 29.1 29.0 29.5 4.2

Rumänien 28.3 27.8 27.3 27.5 28.0 25.8 24.9 -3.4

Irland 28.1 28.3 28.8 28.8 23.4 23.5 23.0 -5.1

EU-28 37.7 38.3 38.7 38.6 38.5 38.7 39.0 1.4

Island 33.3 34.0 34.5 37.3 35.5 50.5 :

Norwegen 42.0 41.5 39.9 38.8 38.4 38.7 38.9 -3.1

* Prozentpunkte: Quelle: Taxation Trends in the European Union, Europäische Kommission 2019
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nahmen haben. In Belgien dagegen haben indirekte Steuern lediglich einen Anteil 
von 30,0 % am Gesamtsteueraufkommen, das ist die niedrigste Zahl in der EU. 

In Dänemark sind die direkten Steuern zu fast zwei Dritteln (65,4 %) an den Steuer-
einnahmen beteiligt, dies ist innerhalb der EU der Spitzenwert. In Litauen haben die 
direkten Steuern dagegen mit einem Anteil von 18,2 % an den Gesamtsteuereinnah-
men die geringste Bedeutung. Ein Grund dafür, warum die direkten Steuern einen 
so hohen Anteil an den in Dänemark erhobenen Steuern haben, sind die moderaten 
Sozialbeiträge. In Dänemark haben die Nettosozialabgaben mit 0,1 % den niedrigs-
ten Anteil in der EU. Den höchsten Anteil der Sozialbeiträge erreicht die Slowakei mit 
44,1 % am Gesamtaufkommen.

Diese Unterschiede sind auf historische Entwicklungen und politische Entscheidun-
gen besonders im Kontext der Frage der progressiven Besteuerung zurückzufüh-
ren. Sieben EU-Staaten, alle in Mittel- und Osteuropa gelegen (Kroatien, Bulgarien, 
Tschechische Republik, Ungarn, Litauen, Rumänien und die Slowakei), haben sich 
für eine pauschalisierte Einkommenssteuer entschieden, während Estland und Lett-
land dieses System nicht übernommen haben. Es gibt einige Belege dafür, dass die 
Entscheidung für ein progressives Steuersystem im Hinblick auf mehr Gerechtigkeit 
und die Erhebung höherer öffentlicher Einnahmen von Vorteil sein könnte.12 Die 
Pauschalbesteuerung liefert eine Erklärung dafür, warum in vielen dieser Länder die 
direkten Steuern im Vergleich zu anderen Ländern nur einen geringeren Anteil an 
den Gesamtsteuereinnahmen haben.

12 Siehe hier Einführung progressiver Steuersysteme in Ländern mit pauschalisierten 
Steuersystemen, Europäische Kommission, Dezember 2018. Hier heißt es: „Eine stärkere 
Gewichtung progressiver Elemente im System der Einkommenssteuern im Rahmen einer 
alternativen und plausiblen Steuerreform hätte signifikante positive Auswirkungen  auf 
Umverteilung und Steuergerechtigkeit und würde zusätzliche Steuereinnahmen generieren.“

https://ec.europa.eu/jrc/en/publication/eur-scientific-and-technical-research-reports/progressive-tax-reforms-flat-tax-countries
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Spezifische Handlungsempfehlungen

Die Tatsache, dass Steuerverwaltungen und/oder Steuergesetze oft nicht so funk-
tionieren, wie sie sollten, wird ebenfalls anhand der jährlichen länderspezifischen 
Empfehlungen der Europäischen Kommission im Kontext des Europäischen Semes-
ters als Teil der Economic Governance der Europäischen Union sichtbar. Diese  Emp-
fehlungen beziehen sich regelmäßig auch auf die Steuererhebung und die Steuer-
verwaltungen.

Besonders deutlich war die Formulierung der Empfehlungen 2019, die sich an alle 
Staaten im Euroraum richtete:

„Um effizientere und gerechtere Steuersysteme zu gewährleisten, ist es von 
ausschlaggebender Bedeutung, gegen Steuerhinterziehung, Steuerumge-
hung und aggressive Steuerplanung vorzugehen.  Solche Maßnahmen sind 
wesentlich, um die Staatseinnahmen zu sichern, Wettbewerbsverzerrungen 
zwischen Unternehmen entgegenzuwirken, den sozialen Zusammenhalt zu 
wahren und die wachsende Ungleichheit zu bekämpfen. Die Mobilität des 
Kapitals, die mit der Einführung des Euro und dem damit einhergehenden 
Wegfall von Währungsrisiken noch zugenommen hat, erleichtert die Steuer-
arbitrage multinationaler Unternehmen mit wirtschaftlicher Tätigkeit im Eu-
roraum. Maßnahmen gegen aggressive Steuerplanung sind deshalb für die 
Mitgliedstaaten des Euroraums umso dringender erforderlich. Es handelt sich 
deshalb um ein besonders wichtiges Thema für den Euroraum.“

Sechs Länder – Zypern, Ungarn, Irland, Luxemburg, Malta und die Niederlande – 
wurden speziell als Kandidaten genannt, die ihre Steuergesetze ändern müssen um 
zu verhindern, dass sie zum Zweck der „aggressiven Steuerplanung“ benutzt wer-
den.  Die nachstehend zitierten Empfehlungen für Zypern sind dafür typisch, und 
der kursiv gesetzte Abschnitt entspricht fast wörtlich den Formulierungen in den 
Empfehlungen für die anderen fünf Länder.  Die zweite Hälfte beschäftigt sich mit 
den jeweiligen länderspezifischen Problemen und unterscheidet sich deshalb von 
Land zu Land.

„Die Bekämpfung der aggressiven Steuerplanung spielt für eine effizientere und 
gerechtere Gestaltung der Steuersysteme eine große Rolle, wie auch in der ent-
sprechenden Empfehlung für das Euro-Währungsgebiet 2019 anerkannt wird. 
Da aggressive Steuerplanungsstrategien der Steuerzahler sich auch auf andere 
Mitgliedstaaten auswirken können, ist ergänzend zu den Rechtsvorschriften der 
Union auch ein koordiniertes Vorgehen auf einzelstaatlicher Ebene erforderlich.  
Zypern hat Maßnahmen gegen aggressive Steuerplanung ergriffen, doch der 
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große Umfang der über Zypern geleisteten Dividenden- und Zinszahlungen 
(als Anteil des BIP) lässt darauf schließen, dass Unternehmen die Steuervor-
schriften des Landes für eine aggressive Steuerplanung nutzen.  Da auf ins 
Ausland fließende (also von in der Union Ansässigen an in Drittstaaten An-
sässige geleistete) Dividenden-, Zins- und in vielen Fällen auch Lizenzgebühr-
zahlungen von in Zypern ansässigen Unternehmen keine Quellensteuern 
erhoben werden, fallen diese Zahlungen möglicherweise vollständig durch 
das Steuerraster, sofern sie auch im Empfängerland nicht besteuert werden. 
In Verbindung mit den Vorschriften zum Unternehmenssitz in Bezug auf die 
Körperschaftssteuer leistet das Fehlen dieser Steuern einer aggressiven Steu-
erplanung möglicherweise Vorschub.“

Es gibt vier weitere Länder, in denen die Steuerverwaltungen andere Probleme bei 
der Erhebung fälliger Steuern hatten. Dies sind:

Lettland: „Der Anteil der nicht gemeldeten Wirtschaftstätigkeit in Lettland ist höher 
als in anderen baltischen Staaten. So machen insbesondere nicht gemeldete Löhne 
(„Schwarzgeldumschläge“), allen voran im Bausektor, einen Großteil der Schatten-
wirtschaft aus.“

Litauen: „Litauen hat weitere Maßnahmen zur Bekämpfung der Schattenwirtschaft 
und zur Verbesserung der Steuerdisziplin getroffen. Wenngleich diese Maßnahmen 
ermutigende Ergebnisse hervorgebracht haben, ist die Steuerdisziplin insgesamt 
nach wie vor gering.  Litauen hat nach wie vor eine der höchsten Mehrwertsteuer-
Erhebungslücken in der EU. Eine weiter erhöhte Steuerehrlichkeit würde Mehrein-
nahmen erbringen und die Fairness des Steuersystems erhöhen.“

Rumänien: „Die Steuerdisziplin ist weiterhin schwach ausgeprägt. Bei der Mehr-
wertsteuer ist die Differenz zwischen den erwarteten und den tatsächlichen Ein-
nahmen nach wie vor sehr hoch.. Die ausgedehnte informelle Wirtschaft erschwert 
die Einhaltung der Steuervorschriften zusätzlich, zugleich entgehen dem Staats-
haushalt durch den hohen Anteil nicht angemeldeter Erwerbstätigkeit erhebliche 
Mittel. Darüber hinaus erleichtert die weit verbreitete Barzahlung die Steuerhinter-
ziehung. Im vergangenen Jahr hat Rumänien begrenzte Fortschritte zur Umsetzung 
der wiederholten länderspezifischen Empfehlung erzielt, die Einhaltung der Steuer-
vorschriften und die Steuererhebung zu verbessern. Die Einführung elektronischer 
Registrierkassen, die mit den IT-Systemen der Steuerverwaltung verbunden sind, 
kommt nur langsam voran. Die Steuerverwaltung hat Schritte eingeleitet, um ein 
Risikobewertungssystem für Steuerprüfungen einzuführen.“

Slowakei: „Ungeachtet einiger Fortschritte bei der Bekämpfung der Steuerhinter-
ziehung stellt die Einhaltung der Steuervorschriften nach wie vor eine Herausforde-
rung dar, und die Mehrwertsteuerlücke aufgrund der Nichtbefolgung der entspre-
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chenden Vorschriften war 2016 mehr als doppelt so groß wie im EU-Durchschnitt. 
Im Rahmen des Dritten Aktionsplans vorgesehene Maßnahmen dürften zu positiven 
Ergebnissen führen, doch wurden einige von ihnen bislang nicht umgesetzt. Die Ein-
führung elektronischer Steuererklärungen beispielsweise dürfte den Verwaltungs-
aufwand für die Steuerzahler verringern, doch könnte die Gesamtwirkung abneh-
men, falls nicht alle geplanten Maßnahmen umgesetzt werden.“
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Anzahl der Beschäftigten in den 
Steuerverwaltungen

Die Steuerverwaltungen in den meisten Ländern sind personell unterbesetzt. 
Die neuen, oben beschriebenen EU-Rechtsvorschriften sollen jedoch zusätzliche 
Informationen über die Körperschaftssteuern verfügbar machen und  erfordern 
deshalb mehr und nicht weniger Personal als bisher, um diese Informationen zu 
verarbeiten.  Es gibt belastbare Zahlen über die Beschäftigung in den Steuerbe-
hörden aus 25 der 27 EU-Mitgliedstaaten (die Ausnahmen sind Griechenland und 
Malta - siehe Seite 19–20) sowie aus dem VK, Norwegen und Island. Außer in zwei 
Ländern (Luxemburg und Norwegen) war die Anzahl der Beschäftigten 2018 nied-
riger als 2008. 

Die Zahlen finden sich in Tabelle 3 auf den Seiten 20–21.  Zwar gibt es Unterschiede 
zwischen den einzelnen Ländern hinsichtlich der Struktur der Steuerbehörden und 
der verfügbaren Informationen (so gibt es in einzelnen Länder eine institutionelle 
Trennung zwischen den Ämtern, die Zölle und Verbrauchssteuern einziehen, und 
den Stellen, die andere Steuern einziehen, während in anderen Länder lediglich die 
Beschäftigtenzahlen für das Finanzministerium veröffentlicht werden), die Trends 
sind jedoch offenkundig. 

Es gab es nur zwei Länder, in denen die Beschäftigtenzahlen zwischen 2008 und 
2018 stiegen, dagegen aber 15, in denen sie um mehr als 10% zurückgingen, und 7, in 
denen dieser Personalabbau sogar mehr als 20 % der Stellen betraf. Dies waren:  Ita-
lien (-20,7 %), Rumänien (-23,6 %), Estland (-26,3 %), Belgien (-27,5 %), Lettland (-28,3 
%), das Vereinigte Königreich (-28,5 %) und Litauen (-28,8  %). Frankreich verfehlte 
diese Kategorie nur knapp, hier ging zwischen 2008 und 2018 fast jeder fünfte (-18,9 
%) Arbeitsplatz in der Steuerverwaltung verloren.  

In einigen Fällen war dies das Ergebnis einer internen Neuorganisation. In Belgien 
wurde zum Beispiel 2016 ein Teil des Kantinenpersonals aus dem Finanzministerium 
ausgelagert und der getrennten staatlichen Organisation Fedorest zugeteilt. Diese 
Neuorganisation in Belgien erfolgte aber unabhängig vom allgemeinen Personal-
abbau, und es gibt auch Beispiele für Neuorganisationen, die zur Einstellung von zu-
sätzlichem Personal und nicht zu Stellenabbau geführt haben. In Polen zum Beispiel 
wurde der Zoll im Jahre 2017 mit der Landessteuerverwaltung (KAS) zusammenge-
legt und gewann damit zusätzliche 750 Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen.  

Insgesamt gingen in den 28 Ländern, für die Zahlen vorliegen, 95.549 Arbeits-
plätze in den nationalen Steuerverwaltungen in den Jahren 2008 bis 2018 ver-
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loren. Das entspricht einem Personalabbau von 14,3 % des gesamten Perso-
nalbestandes von 668.404 Personen im Jahre 2008.  

Änderungen aufgeschlüsselt nach Jahren

Diese Zahlen bilden die über zehn Jahre erfolgten Veränderungen ab. Zwar ist die 
Zahl der Beschäftigten in jedem Jahr zurückgegangen, allerdings unterschiedlich 
stark ausgeprägt. Tabelle 2 zeigt, dass der jährliche Stellenabbau zu Beginn des Ver-
gleichszeitraums 2010 mit 2,2 % besonders deutlich ausfiel, ebenfalls 2011 mit 3,4 
%. In der zweiten Hälfte dieser Periode waren die Personalverluste weniger stark 
ausgeprägt; das gilt besonders für 2016 mit einem Rückgang von 0,5 % und für 2017, 
als nur 0,2 % der Arbeitsplätze in der Steuerverwaltung verloren gingen. 2018 gab 
es jedoch wieder einen deutlicheren Stellenverlust mit 1 ,8 % im Laufe des Jahres. 
Insgesamt verloren die Steuerverwaltungen zwischen 2012 und 2018 41.681 Arbeits-
plätze, das ist ein Rückgang von 6,8 %. 

Wie unterschiedlich sich der Abwärtstrend im Laufe des Beobachtungszeitraums 
entwickelt hat, lässt sich eindeutig anhand des Kurvenverlaufs in Diagramm 1 dar-
stellen. Es wird deutlich, dass sich der Abwärtstrend verlangsamt hat, aber ungebro-
chen ist.

Die Zahlen für die im Diagramm 1 erfassten einzelnen Jahre in jedem der 28 Mit-
gliedstaaten der EU sind dem Anhang A zu entnehmen. Jedes Land hat einen ande-
ren Kurvenverlauf, aber es gibt eine Reihe gemeinsamer Muster. 

Personalabbau

In einigen Ländern gibt es einen konstanten jährlichen Stellenabbau mit dem Ergeb-
nis, dass das Beschäftigungsniveau in der nationalen Steuerverwaltung 2018 deut-
lich unter den Zahlen zu Beginn des Beobachtungszeitraums liegt. Frankreich, Ita-
lien, Spanien und Belgien fallen in diese Kategorie, wobei der Rückgang in Spanien 
weniger deutlich ausgeprägt ist und es zu Beginn der erfassten Jahre sogar einen 
geringen Anstieg gegeben hat. Die Entwicklungen in Deutschland scheinen einem 

TABELLE 2: Gesamtarbeitsplatzverluste in den europäischen Steuerbehörden - 
Veränderung gegenüber dem Vorjahr

2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

-1.5% -2.2% -3.4% -1.1% -1.8% -1.0% -1.8% -0.5% -0.2% -1.8%

Quelle: siehe Tabelle 3, Seiten 30-31. 
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ähnlichen Muster zu folgen, allerdings ist auch hier der Rückgang weniger stark aus-
geprägt, und da die letzten beiden Jahre auf Schätzungen beruhen, lässt sich der 
Trend weniger eindeutig festmachen.

Es gibt ebenfalls eine Gruppe von Ländern, in denen das Beschäftigungsniveau 
2018 deutlich unter den Wert von 2008 liegt. Dies war jedoch kein kontinuierlicher 
Rückgang, und es gibt Jahre, in denen sich die Anzahl der Stellen nicht änderte oder 
sogar im Vergleich zum Vorjahr ein leichter Anstieg zu verzeichnen war. Die drei Bal-
tenrepubliken finden sich in dieser Gruppe, ebenfalls Island, Slowenien und das VK; 
gleichwohl handelt es sich bei den Anfangszahlen für Slowenien um Schätzungen 
auf Basis der Beschäftigtenzahlen in der Vorläuferorganisation der Behörde. In Is-
land und Slowenien ist der Rückgang nicht so deutlich wie in den Baltenrepubliken, 
Rumänien und dem VK.

Zur dritten Ländergruppe mit Stellenabbau in der Steuerverwaltung zählen Staaten, 
in denen die Beschäftigtenzahlen zwar über einen Zeitraum von zehn Jahren zu-
rückgegangen sind, es zwischenzeitlich aber auch eine Umkehr dieses Trends gab.  
In diese Kategorie gehören Kroatien, Zypern, Finnland, Ungarn und die Slowakei.  In 
einigen Fällen kann dies auf Neuorganisationen mit neu hinzugekommenen Verant-
wortungsbereichen (und Personalaufstockung) zurückzuführen sein. 

DIAGRAMM 1: Beschäftigung in den europäischen Steuerbehörden 2008-18
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Die Folgen des Personalabbaus: alternde und unzufriedene 
Belegschaften

Wo die Zahl der Beschäftigten rückläufig war (in den meisten Fällen darauf zurück-
zuführen, dass weniger Personal neu eingestellt wurde als die Verwaltung verlassen 
hat), war die Folge ein zunehmender Anteil älterer Kollegen und Kolleginnen. Nicht 
alle Steuerverwaltungen können hierzu detaillierte Informationen vorlegen, aber ein 
Teil der Behörden besonders in den größeren Volkswirtschaften sind dazu in der Lage.

In Italien zum Beispiel waren 2018 22.878 (62,5 %) von insgesamt 36.585 Beschäf-
tigten der italienischen Steuerverwaltung (ohne Führungskräfte) älter als 50 Jahre.13 

Die Situation ist in Frankreich nicht ganz so kritisch, dort waren 2018 nur 47 % der 
Belegschaften älter als 50 Jahre, das sind aber vier Prozentpunkte mehr als der für 
2008 angegebene Personalanteil von 43 % im Alter von über 50 Jahren. Über diesen 
Zeitraum hat die französische Steuerverwaltung fast 24.000 Beschäftigte verloren – 
von 126.586 auf 102.607.14

Die Gewerkschaft FSC-CCOO in Spanien, wo nach dem von der Regierung verhäng-
ten Einstellungsstopps ebenfalls Arbeitsplätze verloren gegangen sind, beschreibt 
die längerfristigen Folgen dieser Entscheidungen: Sie stellt fest:

 „Aufgrund der nur begrenzt erfolgten Neueinstellungen wird der Anteil älte-
rer Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen immer größer. Da außerdem Ein-
stellungsphasen zyklisch verlaufen sind, ist eine sehr ungleichmäßige Alters-
pyramide mit der Folge entstanden, dass es in Zukunft  zu einem drastischen 
Rückgang der Personalzahlen kommt, wenn bestimmte Mitarbeitergruppen 
das Rentenalter erreichen. Wenn hier nicht sofort gegengesteuert wird, könn-
te dies die Fähigkeit der Finanzbehörden beeinträchtigen, Steuern einzuzie-
hen, denn entweder wird es an Personal fehlen, oder es wird bei überstürz-
ten Abhilfemaßnahmen ein zu hoher Anteil von unerfahrenem Personal mit 
diesen Aufgaben betraut, während auf der anderen Seite ein unbezahlbarer 
Erfahrungsschatz älterer Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen verlorengeht.“  

Die Statistiken der Jahresberichte der spanischen Steuerbehörde zeigen, dass die An-
zahl der Beschäftigten in den sechs Jahren zwischen 2012 und 2018 in einem fast kon-
tinuierlichen Verlauf von 26.962 auf 24.939 zurückgegangen ist und dass das Durch-
schnittsalter dieser Beschäftigten von 49,14 Jahren auf 52,16 Jahre gestiegen ist 15
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Der Stellenabbau in der britischen Steuerbehörde HMRC (HM Revenue and Customs) 
ist noch drastischer verlaufen, hier gab es einen Rückgang von 82.050 auf 58.630 
zwischen 2008 und 2018 und somit den Verlust von 22.000 Jobs. Die Folge davon ist 
ein deutlich erhöhtes Durchschnittsalter der beim HMRC Beschäftigten. Der Anteil 
der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die 50 Jahre oder mehr zählen, ist von 26,5 % 
im Jahre 2008 auf 43,1 % im Jahre 2018 gestiegen.16

Dieser Personalmangel hat zu Unzufriedenheit und Protesten der Gewerkschaften 
und der Beschäftigten in mehreren Ländern geführt.  

In Frankreich haben die Gewerkschaften am 14. März 2019 gestreikt und damit 
gegen Personalkürzungen und die daraus resultierende zunehmende Arbeitsbelas-
tung protestiert.17 

In Italien hat eine gemeinsame Aktion der Gewerkschaften am 23. Januar 2020 (dem 
so genannten „Steuer-Tag“ des Landes) den Zugang zu den Finanzämtern blockiert. 
Die Gewerkschaften haben damit gegen Personalmangel und schlechte Organisa-
tion protestiert, die es den Steuerfachleuten erschwerten, ihre Aufgaben zu erfüllen 
und gegen Steuerhinterziehung vorzugehen.18 

Im VK hat die Gewerkschaft PCS, die Beschäftigte in der Steuerverwaltung vertritt, 
im Januar 2020 mit einer Reihe von Streiks gegen die Schließung von Finanzämtern 
begonnen. Die Gewerkschaft veröffentlichte eine Erklärung und stelle fest: „Wir 
müssen diese Finanzämter erhalten und mehr Personal einstellen, nicht weniger, 
damit wir dafür sorgen können, dass jeder seine Steuerschuld begleicht.“19 Darüber 
hinaus zeichnet sich die britische Steuerbehörde HMRC durch eine der schlechtes-
ten Bewertungen aus, wenn es um die Mitarbeiterzufriedenheit in den Regierungs-
stellen des Landes geht. Geht es zum Beispiel um das Mitarbeiterengagement, das 
anhand der Bewertung einer Aussage wie „Meine Organisation motiviert mich dazu, 
mich für ihre Ziele einzusetzen“ ermittelt wird, kam die HMRC 2018 auf eine Zustim-
mung von nur 49 %, während der gesamte öffentliche Dienst im Durchschnitt auf 6 
2% kam.20

16 Siehe hier Civil Service Statistics 2012 und 2018 
17 Siehe hier Finances publiques: plus d’un agent sur quatre était en grève ce jeudi, Le Figaro 

14.03.19
18 Siehe hier Agenzia delle Entrate, sciopero di due ore: mancano i dirigenti e il personale, Corriere 

della sera, 23.01.2020
19 Siehe hier Tax collectors go on strike, Morning Star, 29. Januar 2020
20 Siehe hier Civil Service People Survey: 2009-18, Median Benchmark scores and Main department 

scores, Cabinet Office, 2019

https://www.gov.uk/government/collections/civil-service-statistics
https://www.lefigaro.fr/social/2019/03/14/20011-20190314ARTFIG00048-les-agents-des-finances-publiques-en-greve-ce-jeudi.php
https://www.corriere.it/economia/tasse/20_gennaio_23/agenzia-entrate-sciopero-due-ore-mancano-dirigenti-personale-4c3d15ca-3dbd-11ea-a1df-03cb566fb1c9.shtml
https://morningstaronline.co.uk/article/b/tax-collectors-on-strike
https://www.gov.uk/government/publications/civil-service-people-survey-2018-results
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Probleme bei der Einstellung von Personal

Selbst wenn eine Regierung erklärt, die Steuerverwaltungen personell besser aus-
statten zu wollen, erschweren Faktoren wie geringe Bezahlung, schlechtes Image 
und fehlende Moral die Umsetzung dieses Vorhabens.

Die Gewerkschaft PCS erklärt die Probleme im VK: 

„Ein wichtiger Aspekt ist jedoch, dass die Finanzbehörde nicht in der Lage ist, 
die Zahl der Beschäftigten auf einem stabilen Niveau zu halten oder zusätz-
liches Personal einzustellen, obwohl Einstellungsinitiativen auf Hochtouren 
laufen. Das liegt daran, dass zu viele Menschen der HMRC völlig demoralisiert 
den Rücken kehren.  Sie haben sich aus dem Fenster gelehnt, um buchstäb-
lich Tausende von Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen für die Bewältigung des 
Brexits einzustellen, aber unternehmen nichts, um die Beschäftigten in der 
Steuerverwaltung zu halten, ja sie sorgen sogar dafür, dass diese Belegschaf-
ten weiter ausgedünnt werden, denn selbst dort, wo Personal nicht entlassen 
wird (und es gibt tatsächlich weiterhin Entlassungen, während parallel neue 
Mitarbeiter eingestellt werden), verlieren die Ämter scharenweise Personal.

Die Antworten der deutschen Gewerkschaft ver.di auf den Fragebogen im Bun-
desland Hessen weisen auf das Problem der niedrigen Löhne hin. Als positiv wird 
vermerkt: „Nachdem die Anzahl der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen über Jahre 
drastisch immer weiter verringert wurde, ist inzwischen die Zahl der Auszubilden-
den von durchschnittlich 250 im Jahr auf 650 erhöht worden.“ Allerdings weist die 
Gewerkschaft auch darauf hin, dass es sich hierbei nur um eine Teillösung handelt: 

„Das wird in den nächsten fünf Jahren nur den Verlust von ca. 25 % des Perso-
nals ausgleichen, das in den  Ruhestand wechselt. Auch an IT-Fachleuten wird 
es fehlen. Trotz einer ständig zunehmenden Arbeitsbelastung ist es nicht 
möglich, entsprechend mehr Personal einzustellen. Ein wichtiger Grund hier-
für ist die deutlich schlechtere Bezahlung im Vergleich zu Privatwirtschaft.“

Späte Korrekturen

Die Situation stellt sich in Ländern geringfügig besser dar, in denen sich das Beschäf-
tigungsniveau in den Steuerverwaltungen zum Ende des Beobachtungszeitraums 
eindeutig verbessert hat, wenn das Niveau auch 2018 nach wie vor nicht den Stand 
von 2008 erreicht. Zu den Ländern in dieser Gruppe gehören Österreich, die Tsche-
chische Republik, Dänemark, Irland, die Niederlande und Schweden.  

Auch innerhalb dieser Gruppe gibt es Unterschiede.  Im Österreich, der Tschechi-
schen Republik und Schweden hat sich die Zahl der Beschäftigten in der nationalen 
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Steuerverwaltung innerhalb des Beobachtungszeitraums nur wenig verändert, und 
2018 wurde das ursprüngliche Niveau fast wieder erreicht. In Irland und Dänemark 
war der Personalabbau deutlicher und konnte auch später nur unzureichend aus-
geglichen werden.  In den Niederlanden setzte der personelle Rückbau später ein, 
und inwieweit dieser Trend korrigiert werden sollte, war am Ende der Zehnjahresfrist 
noch nicht genau erkennbar.

Die Erfahrungen sowohl in den Niederlanden als auch in Dänemark zeigen jedoch, 
dass die Probleme infolge einer zu schmalen Personaldecke zu einem Umdenkpro-
zess geführt haben.

Niederlande:  Problemlösung für zu geringe Personalausstattung 

In den Niederlanden, wo die Beschäftigungszahlen in der Steuerverwaltung (Belast-
ingsdienst) zwischen 2015 und 2017 um 8,5 % von 30.015 auf 27.437 zurückgingen, 
stellte der Jahresplan für 2019 fest, dass dieser Personalabbau zu Problemen geführt 
habe, die gelöst werden müssten. Im Plan hieß es weiterhin: 

„Dieser Verlust erfahrener Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen hat dazu geführt, 
dass der Personalbedarf und der aktuelle Personalstand nicht übereinstim-
men. Teilweise ist dies der Grund gibt es ein qualitatives und quantitatives 
Defizit innerhalb der Steuerverwaltung mit der Folge, dass wir unseren Auf-
gaben nicht mehr nachkommen können. Aus diesem Grund werden wir in 
den kommenden Jahren zusätzliches Personal einstellen.”21

21 Siehe hier Jaarplan 2019 Belastingdienst

Späte Korrekturen
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https://www.rijksoverheid.nl/documenten/jaarplannen/2018/11/05/jaarplan-2019-belastingdienst
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Die Steuerverwaltung, die in den Jahren zuvor Personal abgebaut hatte, plante für 
2019 die Neueinstellung von 3.450 Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen und damit 
eine Erhöhung der Gesamtbelegschaft von 27.360 Beschäftigten im September 2018 
auf 29.650 bis Ende 2019. 

Dänemark: Krisenreaktion

In Dänemark führten der Personalabbau und fehlende Investitionen zu einer so ge-
nannten „Steuerkrise“ und Problemen bei der Steuerveranlagung, der Einziehung 
von Steuern und der allgemeine Funktionsfähigkeit der Steuer- und Finanzverwal-
tung (SKAT, das dänische Online-Steueramt).  2016 hat die dänische Regierung einen 
Bericht veröffentlicht und darin beschrieben, wie eine Reihe schädlicher Vorfälle das 
„Vertrauen der Bürger und Unternehmen in die Steuerverwaltung und in die Leis-
tung von SKAT kompromittiert hat.“ Dies sei, so der Bericht, „ein schwerwiegendes 
Problem in einer durch Steuern finanzierten Gesellschaft, die auf der Bereitschaft 
der Bürger und Unternehmen beruht, Steuern zu zahlen.”22

In dem Bericht heißt es weiterhin, dass abgesehen von der veralteten IT-Infrastruktur 
auch das Versäumnis, neues Personal einzustellen, ein wichtiger Faktor für die Krise 
der Finanzbehörde SKAT gewesen sei.  Darin heißt es:

„Während der Zeit der Zusammenlegung der kommunalen und staatlichen 
Steuerverwaltungen (2005) und bis ins Jahr 2013 hat SKAT nur eine geringe 
Anzahl neuer Mitarbeiter eingestellt. Ein so langer, de facto als Einstellungs-
stopp zu bezeichnender Verzicht auf neues Personal hat in beträchtlicher 
Weise zum Verlust der Fähigkeit geführt, sich die Kompetenzen in der Behör-
de zu sichern, die für den Umbau der Organisation und für die Bewältigung 
neuer Aufgaben und neuer Bedingungen erforderlich wären.“

Diesen Standpunkt teilt auch die dänische Gewerkschaft FOA. In ihrer Antwort auf 
die EGÖD-Umfrage stellt sie fest: 

Die dänische Steuerverwaltung hat in den vergangenen zehn Jahren im Rah-
men der dänischen Austeritätspolitik umfassend Personal abgebaut und dies 
damit begründet, dass neue IT-basierte Verfahren usw. diese Aufgaben über-
nehmen würden. Was aber passiert ist, war ein massiver Personalabbau UND 
massive Frustrationen aufgrund der Erkenntnis, dass die neue IT nicht in der 
Lage ist, die in sie gesetzten Erwartungen zu erfüllen.  Das bedeutet nicht 

22 Siehe hier Et nyt skattevæsen: Ny organisering, flere medarbejdere og velfungerende it (Ein 
neues Steuersystem: Neue Organisation, mehr Mitarbeiter und eine gut funktionierende IT), 
August 2016

https://www.skm.dk/aktuelt/publikationer/politiske-udspil-og-aftaler/et-nyt-skattevaesen-â€“-ny-organisering-flere-medarbejdere-og-velfungerende-it
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nur harte und intensive Arbeit, sondern auch öffentliche Steuerskandale usw. 
und ein damit einhergehender Imageverlust des Personals in der Öffentlich-
keit, und das war sehr belastend.“

Der Regierungsbericht stellte 2016 abschließend fest: „Es ist deshalb erforderlich, 
große Teile der Steuerverwaltung von Grund auf neu aufzubauen und umfassend u. 
a. in Datenverarbeitung, IT, mehr Personal und neue Kompetenzen zu investieren.“

Seit 2016, als in der Steuerverwaltung in Dänemark 6.122 Personen beschäftigt wa-
ren und damit fast ein Fünftel (18 %) weniger als 2012, ist das Beschäftigungsniveau 
wieder gestiegen, gleichwohl wurde mit 7.415 Beschäftigten im Jahre 2018 der alte 
Stand von 2012 mit 7.463 Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen noch nicht wieder er-
reicht. Aus Sicht der FOA bleibt mit Sicherheit noch viel zu tun: 

„Die Regierung war gezwungen, ihre extreme Austeritätspolitik gegenüber 
der dänischen Steuerbehörde auf den Prüfstand zu revidieren. Dieser Prozess 
hat begonnen, ist aber noch nicht abgeschlossen.

Stabilität und Wachstum

Die letzte Gruppe sind die Länder, in denen die Anzahl der Beschäftigten in der Steu-
erverwaltung entweder stabil geblieben ist oder gestiegen ist. In Bulgarien, Polen 
und Portugal war das Beschäftigungsniveau in den Steuerverwaltungen 2018 fast 
genau so hoch wie zehn Jahre zuvor. In Portugal gibt es diese Stabilität erst seit 2012, 
während in Polen die Zahlen nicht vergleichbar sind, da 2017 die Aufgaben von Zoll- 
und Steuerverwaltung zusammengelegt wurden. Ein insgesamt stabiles Bild ergibt 
sich aber zumindestens seit 2012.

Größtenteils unverändert
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Schließlich gibt es zwei Länder, Luxemburg und Norwegen, in denen die Beschäf-
tigung in der Steuerverwaltung 2018 höher war als 2008, wobei dieser Trend in Lu-
xemburg deutlich ausgeprägter war als in Norwegen.

Luxemburg stellt sich der Herausforderung 

Luxemburg, das seit 2008 kontinuierlich die Mitarbeiterzahl in seiner Steuerverwal-
tung (Administration des contributions directes –  ACD) aufstockt und seit 2015 eine 
regelrechte Einstellungsoffensive gestartet hat (+27,6  %), ist sicherlich im Hinblick 
der Mitarbeiterzahl in der Steuerverwaltung ein Ausnahmeland.  2008 hatte die 
Steuerverwaltung 752 Mitarbeiter/-innen im Vergleich zu 579 im Jahre 2008.

Zwar ist Luxemburg im Hinblick auf die Erhöhung der Mitarbeiterzahl in der Steuer-
verwaltung sicherlich ein Ausnahmefall, das gilt aber sicherlich nicht für die Fakto-
ren, die zu dieser Personalerhöhung geführt haben. Die Luxemburger Steuerbehör-
de (ACD) hat diese Faktoren in ihrem Jahresbericht 2018 beschrieben: 

„Die ACD hat zusätzlich ca. 100 Mitarbeiter eingestellt, die sich u. a. mit der 
dringenden und überfälligen Bearbeitung von immer mehr Dossiers und 
Aufgaben befassen sollen, die auf zunehmend komplizierte Vorschriften und 
zusätzliche Zuständigkeiten zurückzuführen sind. Diese Personalinitiative 

Wachsende Beschäftigungsrate
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wird aller Voraussicht nach auch im kommenden Jahr fortgesetzt werden 
[...] Unser Land muss sich selbst mit den Ressourcen ausstatten, die für eine 
moderne und effektive Verwaltung erforderlich sind. Kurzfristig stellen die 
adäquate Umsetzung der Richtlinie mit Vorschriften zur Bekämpfung von 
Steuervermeidungspraktiken (Anti-Tax-Avoidance-Directive, kurz: ATAD) und 
allgemein jeder Kontrollstrategie, die diese Bezeichnung verdient, eine echte 
Herausforderung für das vorhandene Personal dar.“    

Es steht außer Frage, dass Luxemburg angesichts der Problematik, die durch das Be-
kanntwerden einiger Leaks offensichtlich geworden ist, im Bereich der Steuerver-
meidung vor erheblichen Herausforderungen steht.  Allerdings ist das Gesamtbild  
„von immer mehr Dossiers und Aufgaben, die auf zunehmend komplizierte Vor-
schriften und zusätzliche Zuständigkeiten zurückzuführen sind“, in vielen anderen 
Steuerjurisdiktionen ebenfalls zu finden. Die Mehrheit von ihnen ist zumindestens 
bisher nicht dem Beispiel Luxemburgs gefolgt und hat nicht zusätzliches Personal 
eingestellt.

Beschäftigung in den Steuerverwaltungen Griechenland und 
Maltas

Trotz direkter Anfragen bei den Steuerverwaltungen war es nicht möglich, belast-
bare Zahlen über die Anzahl der Beschäftigten in den Steuerverwaltungen in Grie-
chenland und Malta zu bekommen. Eine nationale Quelle für diese Angaben konnte 
nicht gefunden werden, und die Statistiken internationaler Quellen wie der Inner-
europäischen Organisation der Steuerverwaltungen (IOTA) für die Zeit bis 2012 und 
der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) für 
fast den gesamten Zeitraum erscheinen nicht schlüssig.23

Für Griechenland liegen der OECD lediglich Zahlen für fünf Jahre vor (zwischen 
2009 und 2014 gibt es keine Angaben), und es gibt erhebliche Abweichungen zwi-
schen den für 2014 und 2015 veröffentlichten Zahlen, die aus der alle zwei Jahre 
erscheinenden OECD-Berichtsreihe über Steuerverwaltungen, Ausgabe von 2017 
stammen, und den Zahlen für 2016 und 2017, die aus der Ausgabe von 2019 stam-
men. Die Zahlen legen den Schluss nahe, dass die Beschäftigtenzahl um 4.030 (Rück-
gang: 34 %) in einem einzigen Jahr gefallen ist.  Die IOTA-Zahlen, die nur bis zum 
Jahre 2012 verfügbar sind, stammen aus zwei unterschiedlichen IOTA-Websites für 
Griechenland und zeigen ebenfalls einen substanziellen Personalabbau innerhalb 
eines Jahres. Zwischen 2010 und 2011 soll demnach die Anzahl der Beschäftigten um 

23 Siehe hier Tax Administration: Comparative Information on OECD and Other Advanced and 
Emerging Economies, Berichte für 2010, 2013, 2017, 2015 und 2019,  siehe OECD-Steuerforum 

http://www.oecd.org/tax/forum-on-tax-administration/database/
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1.795 zurückgegangen sein. Dies entspricht einem Personalverlust von 16 % inner-
halb eines Jahres, während in den anderen Jahresvergleichen lediglich ein Verlust 
von 2 % und 3 % zu beobachten ist.

Für 2009 stehen als einzigem Jahr sowohl die IOTA- als auch die OECD-Zahlen zur 
Verfügung, aber zwischen beiden Quellen besteht eine Diskrepanz von 1.708 Be-
schäftigten 

Angaben zur Beschäftigung in der Steuerverwaltung Griechenlands

JAHR QUELLE DER ZAHLE DATUM DES OECD-BERICHTS

IOTA OECD

2008 12.280 k. A.

2009  11.892  10.184 2010

2010 11.555 k. A.

2011 9.760 k. A.

2012  9.596 k. A.

2013 k. A.

2014  12.556 2017

2015   11.990 2017

2016  7.960 2019

2017  8.022 2019

Angaben zur Beschäftigung in der Steuerverwaltung Maltas

JAHR QUELLE: DATUM DES 
OECD-BERICHTS

IOTA OECD

2008 257 k. A.

2009 253 374 2010

2010 241 362 2010

2011 253 790 2013

2012 241 770 2013

2013 751 2015

2014 732 2017

2015  723 2017

2016 342 2019

2017 328 2019
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Die Zahlenangaben für Malta zeigen eine ähnliche Problematik mit stark unter-
schiedlichen Angaben zur Beschäftigtenzahl je nach Quelle des Datenmaterials. Die 
OECD-Zahlen aus dem Bericht über Steuerverwaltungen 2010 zeigen einen Perso-
nalstand von 374 für das Jahr 2009 und 362 für 2010. Die Zahlen aus den OECD-Be-
richten 2013, 2015 und 2017 zeigen jedoch mehr als doppelt so hohe Personalzahlen, 
während gleichzeitig ein ständiger Personalabbau von 790 im Jahre 2011 auf 723 im 
Jahre 2015 verzeichnet wird. Der Bericht 2019 weist hingegen wieder die Beschäftig-
tenzahlen aus, wie sie für 2009 und 2010 erfasst wurden, allerdings auch hier wieder 
rückläufig von 342 im Jahre 2016 auf 328 im Jahre 2017.  Geht man davon aus, dass 

Kasten 2 Beschäftigtenzahlen – Quellen

Mit der Ausnahme von Griechenland, Malta und Kroatien stammen die in die-
sem Bericht genannten Beschäftigtenzahlen aus nationalen Quellen. In den 
meisten Fällen sind es die Steuerverwaltungen selbst, die diese Zahlen veröf-
fentlichen – typischerweise in ihren Jahresberichten (wie in Finnland, Frank-
reich, Italien und Spanien), oder sie stammen von den Pressestellen (Ungarn, 
Litauen, Rumänien und Schweden). In anderen Fällen wurden sie Berichten 
über die Anzahl der Staatsbeschäftigten entnommen (zum Beispiel Belgien, 
Irland, Polen und VK), in anderen Fällen stammen sie aus der EGÖD-Umfrage 
(Zypern und Estland). Im Gegensatz zu dem 2014 veröffentlichten Bericht ist 
die Verwendung nationaler Zahlen der Innereuropäischen Organisation der 
Steuerverwaltungen (IOTA) nicht länger möglich, da diese Zahlen nicht mehr 
separat veröffentlicht werden, sondern in die von der OECD (Organisation für 
wirtschaftliche Entwicklung und Zusammenarbeit) durchgeführten Umfrage 
eingehen. Diese erhebt und veröffentlicht Daten auf globaler Basis und nicht 
nur für Europa. Die letzte OECD-Umfrage, die im September 2019 veröffentlicht 
wurde, erfasst die Jahre 2016 und 2017; gleichwohl scheinen die Zahlen nicht 
nicht immer mit früheren Ausgaben der Umfrage übereinzustimmen24.  Die Be-
schäftigtenzahlen im vorliegenden Bericht sind zudem aktueller als die OECD-
Daten, da sie die Entwicklung bis 2018 erfassen. Kroatien ist das einzige Land, 
für das die Zahlen in Tabelle 3 aus internationalen Quellen stammen – von IOTA 
für 2008 bis 2012 und von der OECD für 2013 bis 2017. Für Kroatien liegen keine 
Zahlen aus dem Jahr 2018 vor, die Zahlen in der Tabelle für 2018 entsprechen 
denen für 2017. 

24 Steuerverwaltung 2019: Vergleichende Informationen über die OECD-Länder und andere 
Industrie- und Schwellenländer
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Einzelheiten zu den Einrichtungen, auf die sich diese Zahlen beziehen, und zu den 
Quellen siehe Anhang A. Kursiv gesetzte Zahlen sind Schätzungen. So lassen bei-
spielsweise die kursiv gesetzten Zahlen für Italien 2009 und 2009 erkennen, dass die 
italienische Steuerbehörde, Agenzia delle Entrate, 2012 mit der Agenzia del Territori 
(Liegenschaftskataster) zusammengelegt wurde. Die aus der Fusion entstandene 
Behörde hat die Beschäftigtenzahlen bis 2010 rekonstruiert, aber nicht bis 2008. Die 
Zahlen für 2008 und 2009 in der Tabelle sind Schätzungen auf der Basis von Beschäf-
tigungstrends innerhalb der Agenzia delle Entrate.

diese Zahlen auf der gleichen Grundlage kalkuliert wurden wie die für 2009 und 
2010, so kann man daraus schließen, dass die Beschäftigungszahlen in der Steuer-
verwaltung Maltas zwischen 2009 und 2017 von 374 auf 328 zurückgegangen sind 
(-12,3 %). 

Wie für Griechenland gilt, dass sowohl die IOTA- als auch die OECD-Zahlen einen 
beträchtlichen zahlenmäßigen Unterschied ausweisen – rund 120 für 2009 und 2010 
und ca. 530 für 2011 und 2012. 
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TABELLE 3: Beschäftigung in den europäischen Steuerbehörden – 2008 bis 2018

Land 2008 2009 2010 2011 2012 2013

BELGIEN 27.256 26.790 26.118 25.229 24.279 22.624

BULGARIEN 7.542 7.439 7.643 7.577 7.596 7.572

DÄNEMARK 8.708 8.177 7.871 7.768 7.463 7.395

DEUTSCHLAND 112.981 112.295 110.894 110.650 110.000 108.023

ESTLAND 1.823 1.824 1.812 1.805 1.551 1.546

FINNLAND 5.757 5.595 5.336 5.229 5.130 5.072

FRANKREICH 126.586 124.614 121.929 117.964 115.411 113.286

IRLAND 6.675 6.130 6.063 5.957 5.715 5.836

ISLAND 270 270 268 264 259 251

ITALIEN 46.440 43.803 43.398 42.146 41.208 40.343

KROATIEN  4.331  4.493  4.409  4.380  4.298  4.227 

LETTLAND 5.074 4.461 4.176 4.147 4.069 4.102

LITAUEN 3.986 3.676 3.585 3.312 3.296 3.285

LUXEMBURG 579 584 584 583 595 584

NIEDERLANDE 30.894 30.707 29.964 29.010 28.106 28.857

NORWEGEN 6.141 6.434 6.527 6.373 6.393 6.249

ÖSTERREICH 11.059 10.958 10.876 10.674 10.612 10.374

POLEN 47.395 47.252 47.903 47.127 47.117 47.135

PORTUGAL 11.153 10.760 10.170 10.073 11.566 11.341

RUMÄNIEN 31.281 30.793 29.448 27.025 26.668 24.481

SCHWEDEN 10.802 10.419 9.922 10.267 10.462 10.349

SLOWAKEI 10.062 9.996 9.863 9.141 8.781 9.065

SLOWENIEN 4.057 4.007 3.963 3.931 3.798 3.693

SPANIEN 27.951 27.555 27.880 27.613 26.962 26.231

TSCHECHISCHE 
REPUBLIK 15.560 15.376 14.721 14.640 14.728 14.991

UNGARN 21.334 22.110 22.461 21.286 21.587 21.583

VEREINIGTES 
KÖNIGREICH 82.050 81.160 75.360 66.880 66.460 64.480

ZYPERN 658 656 629 626 606 597

GESAMT  668.404  658.333  643.773  621.678  614.716  603.572 è

è
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BELGIEN 27.256 26.790 26.118 25.229 24.279 22.624

BULGARIEN 7.542 7.439 7.643 7.577 7.596 7.572

DÄNEMARK 8.708 8.177 7.871 7.768 7.463 7.395

DEUTSCHLAND 112.981 112.295 110.894 110.650 110.000 108.023

ESTLAND 1.823 1.824 1.812 1.805 1.551 1.546

FINNLAND 5.757 5.595 5.336 5.229 5.130 5.072

FRANKREICH 126.586 124.614 121.929 117.964 115.411 113.286

IRLAND 6.675 6.130 6.063 5.957 5.715 5.836

ISLAND 270 270 268 264 259 251

ITALIEN 46.440 43.803 43.398 42.146 41.208 40.343

KROATIEN  4.331  4.493  4.409  4.380  4.298  4.227 

LETTLAND 5.074 4.461 4.176 4.147 4.069 4.102

LITAUEN 3.986 3.676 3.585 3.312 3.296 3.285

LUXEMBURG 579 584 584 583 595 584

NIEDERLANDE 30.894 30.707 29.964 29.010 28.106 28.857

NORWEGEN 6.141 6.434 6.527 6.373 6.393 6.249

ÖSTERREICH 11.059 10.958 10.876 10.674 10.612 10.374

POLEN 47.395 47.252 47.903 47.127 47.117 47.135

PORTUGAL 11.153 10.760 10.170 10.073 11.566 11.341

RUMÄNIEN 31.281 30.793 29.448 27.025 26.668 24.481

SCHWEDEN 10.802 10.419 9.922 10.267 10.462 10.349

SLOWAKEI 10.062 9.996 9.863 9.141 8.781 9.065

SLOWENIEN 4.057 4.007 3.963 3.931 3.798 3.693

SPANIEN 27.951 27.555 27.880 27.613 26.962 26.231

TSCHECHISCHE 
REPUBLIK 15.560 15.376 14.721 14.640 14.728 14.991

UNGARN 21.334 22.110 22.461 21.286 21.587 21.583

VEREINIGTES 
KÖNIGREICH 82.050 81.160 75.360 66.880 66.460 64.480

ZYPERN 658 656 629 626 606 597

GESAMT  668.404  658.333  643.773  621.678  614.716  603.572 

TABELLE 3: Beschäftigung in den europäischen Steuerbehörden – 2008 bis 2018

Land 2014 2015 2016 2017 2018
Veränderung 

2008-18

BELGIEN 22.274 21.297 20.918 20.531 19.748 -27,50%

BULGARIEN 7.508 7.496 7.492 7.423 7.368 -2,30%

DÄNEMARK 6.878 6.880 6.887 7.476 8.155 -6,40%

DEUTSCHLAND 107.407 106.864 106.603 106.633 106.851 -5,40%

ESTLAND 1.541 1.515 1.377 1.346 1.343 -26,30%

FINNLAND 4.865 4.877 4.802 5.065 4.978 -13,50%

FRANKREICH 111.305 109.068 106.685 104.873 102.607 -18,90%

IRLAND 5.745 5.819 6.025 6.075 6.225 -6,70%

ISLAND 257 235 238 233 236 -12,60%

ITALIEN 40.695 39.610 39.538 38.742 36.834 -20,70%

KROATIEN  4.297  4.199  4.155  4.031  4.031 -6,90%

LETTLAND 4.040 4.051 4.044 3.732 3.636 -28,30%

LITAUEN 3.314 3.257 3.137 3.072 2.837 -28,80%

LUXEMBURG 588 590 643 685 752 29,80%

NIEDERLANDE 30.015 29.407 28.151 27.437 27.897 -9,70%

NORWEGEN 6.202 6.420 6.768 6.581 6.413 4,40%

ÖSTERREICH 10.525 10.534 10.504 10.764 10.735 -2,90%

POLEN 46.685 45.883 46.022 47.179 46.248 -2,40%

PORTUGAL 10.762 11.122 10.996 10.995 11.015 -1,20%

RUMÄNIEN 25.123 24.824 25.168 24.708 23.888 -23,60%

SCHWEDEN 10.492 10.456 10.253 10.317 10.531 -2,50%

SLOWAKEI 9.216 9.228 9.245 9.205 9.053 -10,00%

SLOWENIEN 3.693 3.612 3.660 3.647 3.629 -10,50%

SPANIEN 25.742 25.429 25.014 25.152 24.939 -10,80%
TSCHECHISCHE 
REPUBLIK

15.035 15.263 15.374 15.519 15.540 -0,10%

UNGARN 21.498 21.427 20.069 19.011 18.141 -15,00%

VEREINIGTES 
KÖNIGREICH 61.370 56.990 59.820 62.260 58.630 -28,50%

ZYPERN 596 579 617 612 595 -9,60%

GESAMT  597.668  586.932  584.205  583.304  572.855 -14.3%è

è
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Veränderungen des Beschäftigtenstatus

In der EGÖD-Umfrage ging es nicht nur um die Anzahl der Beschäftigten, sondern 
auch um Änderungen der arbeitsvertraglichen Regelungen und des Status von Be-
schäftigten und somit auch um die Frage, ob mehr  Dienstleistungen ausgelagert 
wurden.

Es wurde lediglich aus den beiden Ländern Österreich und Spanien berichtet, dass 
hier die Zahl der Beschäftigten mit speziellem Beamtenstatus zurückgegangen sei. 
Die Gewerkschaft GÖD merkte für Österreich an, dass keine neuen Beschäftigten mit 
Beamtenstatus eingestellt werden.

Was das Verhältnis zwischen Beschäftigten mit unbefristeten und zeitlich begrenz-
ten Arbeitsverträgen angeht, berichteten Gewerkschaften in vier Staaten (Bulgarien, 
Spanien, VK und Norwegen) sowie die türkisch-zypriotische Gemeinschaft, dass der 
Anteil des unbefristet angestellten Personals zurückgegangen sei, währen die briti-
schen, schwedischen und türkisch-zypriotischen Gewerkschaften ebenfalls berich-
teten, dass der Anteil der Zeitarbeitskräfte gestiegen sei.

Rückläufige Anteile der Arbeitnehmer/-innen mit unbefristeten Verträgen wurden 
aus fünf Ländern berichtet (Belgien, Portugal, Spanien, VKL und Norwegen), wäh-
rend der Anteil der Arbeitskräfte mit Teilzeitverträgen in drei Ländern (Belgien, 
Deutschland mit Angaben lediglich aus dem Bundesland Hessen und VK) gestiegen 
ist.

Es gab nur zwei Länder (Schweden und das VK) sowie die türkisch-zypriotische Ge-
meinschaft, aus denen die Gewerkschaften über einen Anstieg der Zahl der Leih-
arbeitnehmer/-innen berichteten.

Nur drei Länder (Österreich, Deutschland [Hessen] und Schweden) gaben an, dass 
sich der Anteil der beschäftigten Frauen erhöht habe. 

Auf die Fragen nach allgemeinen Veränderungen in der Beschäftigungsstruktur be-
richteten mehrere Länder darüber, dass mehr besser qualifiziertes Personal einge-
stellt werde. Zu den Beispielen gehören:

· Österreich: In den vergangenen Jahren wurde Personal mit höheren Qua-
lifikationen eingestellt, besonders Juristen/-innen sowie Wirtschafts- und 
Steuerfachleute. 

· Tschechische Republik: Es gibt eine steigende Nachfrage nach Berufsein-
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steiger/-innen mit höheren Qualifikationen. Oder anders gesagt - wenn 
Beschäftigte mit Sekundarschulbildung in Rente gehen, werden sie durch 
Akademiker/-innen ersetzt

· Estland: Mehr gut ausgebildetes Personal, besonders IT-Fachleute und De-
velopment Analysts zur Verbesserung der operativen Effizienz.

· Finnland: Mehr höher qualifiziertes Personal

· Frankreich: Mehr Führungskräfte mit einem Anstieg von 28 % auf 30 % über 
fünf Jahre, weniger operative Mitarbeiter/-innen (Rückgang von 32 % auf 29 
%). Steigender Anteil des IT-Personals (von 4 % auf 5 %). 

· Italien: Mehr höher qualifiziertes Personal

· Norwegen: Höherer Anteil von Personal mit höheren Qualifikationen (Fag-
forbundet)/mehr Personal mit höheren Bildungsabschlüssen.

· Spanien: Der Anteil der Beschäftigten mit hoher Qualifikation hat sich relativ 
zu denjenigen mit geringeren Qualifikationen erhöht (FeSP-UGT).

· Schweden: Mehr IT-Fachleute und höher qualifiziertes Personal.

Auf die Frage nach dem Alter der Belegschaften, auf das die Gewerkschaften ange-
sprochen wurden. Gaben vier Gewerkschaften (in drei Ländern) an, dass der Anteil 
älterer Mitarbeiter/-innen gestiegen sei. 

· Belgien: Höherer Anteil älteren Personals, weniger berufliche Weiterbildung.

· Portugal: Mehr ältere Mitarbeiter/-innen, Durchschnittsalter ist über 45 in 
der Steuerverwaltung und über 50 beim Zoll.

· Spanien: Anteil der älteren Mitarbeiter/-innen steigt (FSC-CCOO und FeSP-
UGT)

... drei Länder berichten über das Gegenteil:

· Türkisch-zypriotische Gemeinschaft: Im Laufe der letzten fünf Jahren wur-
den mehr junge Mitarbeiter/-innen eingestellt. 

· Italien: mehr junge Arbeitnehmer/-innen
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· Schweden: Mehr jüngeres Personal

In zwei Ländern wurden keine signifikanten Veränderungen festgestellt: 

· Bulgarien: Keine grundlegende Änderung, aber als Berufsbild wenig attrak-
tiv, da die Arbeitsbelastung nicht durch ein entsprechendes Gehalt hono-
riert wird. In den meisten Fällen verfügen die Mitarbeiter/-innen über die 
erforderlichen Computerkenntnisse.

· Schweiz: Keine signifikanten Änderungen.

Aus dem VK wird berichtet, dass Aufgaben von geringer qualifiziertem Personal 
übernommen oder ausgelagert wird.

TABELLE 4: Auslagerung von Dienstleistungen

LAND AUSGELAGERTE DIENSTLEISTUNGEN

ARMENIEN Neue IT-Dienstleistungen werden von Fremdfirmen 
übernommen.

BELGIEN Übernahme verwaltungstechnischer Aufgaben durch 
Notariate

DEUTSCHLAND: HESSEN IT-Dienstleistungen, da nicht ausreichend qualifiziertes 
Personal, weiterhin Lohnreinigung und Kurierdienste

FINNLAND Ca. 80 IT-Techniker/-innen, 20–30  Personen in 
der externen Lohn- und Gehaltsabrechnung und 
Buchhaltung, 3 Personen privater Wach- und 
Sicherheitsdienst

ITALIEN Keine Einzelheiten verfügbar

PORTUGAL IT-Dienstleistungen und Support

SPANIEN Software, Facility-Management, allgemeine 
Steuerberatung, Call Center (200 Personen)

TÜRKISCH-ZYPRIOTISCHE 
GEMEINSCHAFT

Lohnreinigung und IT

VK Übernahme von Vollstreckungsaufgaben, Kinder-
Steuervergünstigungen (Auszahlung)
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Die Frage, ob bestimmte Dienstleistungen an private Anbieter ausgelagert werden, 
bejahten Gewerkschaften in neun Ländern (Armenien, Belgien, Finnland, Deutsch-
land [Hessen], Italien, Portugal, Spanien, das VK und die türkisch-zypriotische Ge-
meinschaft).  Welche Dienstleistungen ausgelagert werden, ist der Tabelle 4 zu ent-
nehmen.

Hier sind geringfügige Unterschiede im Vergleich zu den Erkenntnissen des letzten 
OECD-Berichts über Steuerverwaltungen erkennbar.25 Dort wird angegeben, dass 
am häufigste Wach- und Sicherheitsdienste an Fremdfirmen vergeben wurden, 69 % 
der Steuerbehörden haben dies angegeben. Es folgten Bargeld- und Bankingdiens-
te (60 %), Personalausbildung (59 %) und IT-Dienstleistungen (57 %).  Die Auslage-
rung von Ausbildungs- und IT-Dienstleistungen erscheint besonders problematisch, 
denn hierbei handelt es sich um zwei Kernbereiche der Steuerverwaltungen – Aus-
bildung als entscheidend für den Aufbau von Kompetenzen bei den Mitarbeiter/-
innen und IT als zukünftige Schlüsselkompetenz. 

25 Steuerverwaltung 2019: Vergleichende Informationen über die OECD-Länder und andere 
Industrie- und Schwellenländer
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Auswirkungen und Anwendungen der 
Digitalisierung

Die Digitalisierung zeigt erhebliche Wirkungen in fast allen Finanzbehörden auf-
grund der neuen eingesetzten Techniken. Dazu gehören zwingend vorgeschriebe-
ne digitale Steuererklärungen, vorausgefüllte Steuererklärungen, Einsatz der Daten-
analyse zur Aufdeckung von Unregelmäßigkeiten, Einsatz biometrischer Techniken 
zur Identifizierung von Steuerpflichtigen und Online-Zugang zu Konten von Steuer-
pflichtigen.

Die EGÖD-Umfrage wollte deshalb von den Gewerkschaften wissen, wie weit sie 
einer Reihe von Aussagen über den Einsatz digitaler Techniken in Steuerbehörden 
zustimmten, dabei ging es um: 

· Kostensenkungen; 
· Verbesserung der Dienstleistungen für die Nutzer/-innen 
· Kampf gegen  Steuerumgehung und -hinterziehung 
· Verbesserung der Beschäftigungsqualität des Personals in der Finanzbehör-

de; und 
· weiterhin Zugang aller Bürger/-innen zu Hilfs- und Unterstützungsangebo-

ten in Steuerfragen

Die Antworten der 22 Gewerkschaften aus 19 Ländern zeigten, dass die große Mehr-
heit der Aussage, dass die Digitalisierung als Kostenbremse eingesetzt werde, ent-
weder zustimmte oder sogar nachdrücklich zustimmte. Nur die Gewerkschaft OS-
SOO in der Tschechischen Republik stimmte dem nicht zu, während die bulgarische 
Gewerkschaft TUKOT Podkrepa hierzu keine Meinung hatte.

In der Frage des Dienstleistungsangebots für die Nutzer/-innen gingen die Meinun-
gen weiter auseinander – sieben Gewerkschaften gaben an, dass die Digitalisierung 
nicht zu besseren Dienstleistungen geführt habe, während 12 der Ansicht waren, 
dass sich die Dienstleistungen infolge der Digitalisierung verbessert hätten. Weitere 
drei Gewerkschaften stimmten dem weder zu, noch verneinen sie diese Aussage. Es 
ist bemerkenswert, dass das VK und Frankreich, die besonders nachdrücklich ihre 
Ansicht vertraten, die Dienstleistungen hätten sich infolge der Digitalisierung nicht 
verbessert (und in anderen Bereichen die Auswirkungen negativ bewerteten), bei-
des Länder sind, in den die Beschäftigtenzahlen in der Steuerverwaltung zwischen 
2012 und 2018 zurückgegangen sind, in Frankreich um 11,1 % und im VK um 11,8 %.



41

Die Gewerkschaften waren ebenfalls unterschiedlicher Auffassung hinsichtlich der 
Frage, ob die Digitalisierung im Kampf gegen Steuerumgehung und Steuerhinter-
ziehung von Nutzen sei. Das Argument hier lautet, dass die ausdifferenzierte Analyse 
großer Datenmengen Zusammenhänge im Kontext betrügerischer Machenschaften 
aufdecken kann, die bei Standardprüfungen nicht auffallen. Acht Gewerkschaften 
(aus sieben Ländern) stimmten dem zu, allerdings erklärte nur eine dieser Gewerk-
schaften (ST in Schweden), dass sie dieser Ansicht ausdrücklich zustimme.  Gewerk-
schaften aus sechs Ländern stimmten der Aussage über den Nutzen der Digitalisie-
rung für die Bekämpfung von Steuerumgehung und Steuerhinterziehung allerdings 
nicht bzw. keinesfalls zu, am stärksten wurde diese Aussage von Gewerkschaften 
aus Belgien, der türkisch-zypriotischen Gemeinschaft, Frankreich, Deutschland und 
dem VK angezweifelt. Weitere sieben Gewerkschaften (aus sieben Ländern) hatten 
hierzu keine Meinung.

Die Gewerkschaften waren sich eher einig in der positiven Bewertung der Aus-
wirkungen der Digitalisierung auf die Arbeitsplatzqualität. 13 Gewerkschaften 
aus zehn Ländern stimmten – teilweise nachdrücklich – der Aussage zu, dass  
sich die Digitalisierung hier positiv auswirke, und nur sechs Gewerkschaften aus 
sechs Ländern waren gegenteiliger Meinung. ST aus Schweden war allerdings 
die einzige Gewerkschaft, die diese Aussage nachdrücklich bejahte, während 
Gewerkschaften aus Dänemark, Frankreich und dem VK hier dezidiert wider-
sprachen.

Allerdings waren sich die Gewerkschaften weitgehend einig in der Aussage, dass 
die Digitalisierung zulasten der Nutzerfreundlichkeit gehe. Insgesamt stimmten 16 
Gewerkschaften aus 14 Ländern – auch nachdrücklich – der Aussage zu, dass es auf-
grund der Digitalisierung für bestimmte Nutzer/-innen schwerer werde, Hilfe und 
Unterstützung zu bekommen; dieser Ansicht waren nur vier Gewerkschaften nicht 
(aus Bulgarien, der Tschechischen Republik, Italien und der Schweiz)  Die Gewerk-
schaften, die der Aussage nachdrücklich zustimmten, dass die Digitalisierung den 
Zugang für einige Nutzer/-innen verkompliziert habe, waren die FOA (Dänemark), 
UGT und USO ( beide Spanien) und die PCS (VK).

Die Gewerkschaft APIT aus Portugal beschrieb genau, warum ihrer Meinung nach 
die Digitalisierung den Zugang zu den Steuerverwaltungen zumindestens für einen 
bestimmten Nutzerkreis erschwert: APIT schreibt hierzu: 

„Alle Steuerformulare werden jetzt in elektronischer Form erstellt, aber Por-
tugal ist nach wie vor ein Land mit zahlreichen Problemen im Hinblick auf 
digitales Know-how. Wir dürfen nicht vergessen, dass unsere Bevölkerung ein 
hohes Durchschnittsalter hat, mehr als 20% sind älter als 65 Jahre, und 26 % 
der Bevölkerung Portugals hat noch nie das Internet genutzt – Daten von INE 
und Simplex). Wir haben keine Zweifel daran, dass dies die Zukunft ist, aber 
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TABELLE 5: Auswirkungen und Anwendung der Digitalisierung

Aussage

Stimme in 
keiner Weise 
zu

Stimme nicht 
zu

Stimme 
weder zu 
noch nicht zu Stimme zu

Stimme 
nachdrück-
lich zu

Die Digitalisierung 
wurde eingeführt, 
um Kosten zu 
senken

 Tschechische 
Republik

Bulgarien Österreich 
Belgien 
CY (KTAMS)
Estland
Finnland
Deutschland
Italien
Norwegen (Fagforbundet)
Portugal
Spanien (CCOO)
Spanien (UGT)
Schweden (ST)
Schweiz
VK

CY (PASYDY)
Dänemark
Frankreich
Norwegen 
(YS)
Spanien 
(USO)

Gesamt 1 1 14 5

Die Digitalisierung 
hat zu besseren 
Dienst-leistungen 
für die Nutzer/-
innen geführt

Frankreich
VK

Belgien 
CY (KTAMS)
Dänemark
Deutschland
Portugal

Tschechische 
Republik
Finnland
Spanien (UGT)

Armenien
Österreich 
Bulgarien  
Estland
Italien
Norwegen (Fagforbundet)
Spanien (CCOO)
Spanien (USO)
Schweiz

CY (PASYDY)
Norwegen 
(YS)
Schweden 
(ST)

Gesamt 2 5 3 9 3

Die Digitalisierung 
hat zur 
Eindämmung von 
Steuerbetrug und 
Steuerhinterziehung 
geführt 

Belgien 
CY (KTAMS)
Frankreich
Deutschland
VK

Italien CY (PASYDY)
Tschechische 
Republik
Dänemark
Finnland
Norwegen (YS)
Spanien (UGT)
Spanien (USO)

Österreich 
Bulgarien 
CY (PASYDY)
Norwegen (Fagforbundet)
Portugal
Spanien (CCOO)

Schweden 
(ST)

Gesamt 4 1 7 7 1

Die Digitalisierung 
hat die Beschäfti-
gungsqualität des 
Personals in der 
Finanzbehörde 
verbessert

Dänemark
Frankreich
VK

Belgien 
CY (KTAMS)
Tschechische 
Republik
Portugal

Österreich 
Deutschland

Armenien Bulgarien 
CY (PASYDY)
Estland
Finnland
Italien
Norwegen (Fagforbundet)
Norwegen (YS)
Spanien (CCOO)
Spanien (UGT)
Spanien (USO)
Schweiz

Schweden 
(ST)

Gesamt 3 4 2 12 1
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wir müssen Wege finden, eine großen Teil unserer Bevölkerung nicht auszu-
schließen, die über keine IT-Kenntnisse verfügen.“

Die Antworten auf die Fragen nach Ländern und Gewerkschaften (mit Angabe meh-
rerer Gewerkschaften aus einem Land) sind in Tabelle 5 zusammengefasst.

Aussage

Stimme in 
keiner Weise 
zu

Stimme nicht 
zu

Stimme 
weder zu 
noch nicht zu Stimme zu

Stimme 
nachdrück-
lich zu

Die Digitalisierung 
hat dazu geführt, 
dass es für manche 
Nutzer/-innen 
schwieriger 
geworden ist, Hilfe 
und Unterstützung 
zu bekommen

Bulgarien
Tschechische 
Republik 
Italien
Schweiz

Österreich 
CY (PASYDY)
Spanien 
(CCOO)

Armenien
Belgien 
CY (KTAMS)
Estland
Finnland
Frankreich 
Deutschland
Norwegen (Fagforbundet)
Norwegen (YS)
Portugal
Schweden (ST

Dänemark
Spanien 
(UGT)
Spanien 
(USO)
VK

Gesamt 4 3 12 4
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Behandlung von Steuerpflichtigen

In der Umfrage wurde auch danach gefragt, ob die Steuerbehörden eigene Abteilun-
gen für Unternehmen, große Steuerzahler und vermögende Privatpersonen haben. 
In den meisten Fällen wurde dies für zwei der o. g. Gruppen bejaht. Insgesamt wurde 
für 15 der insgesamt erfassten 19 Länder eine Sonderabteilung für Unternehmen 
bestätigt, und 12 gaben an, dass ein solches Referat für große Steuerzahler bestehe. 
Allerdings gab es nur sieben Länder mit einer eigenen Abteilung für vermögende 
Privatpersonen (siehe Tabelle 6).

Sechs Länder – Armenien, Deutschland, Italien, Portugal, Spanien und das VK –  be-
richten über Kritik an der Steuerverwaltung, weil sie Steuern nicht in der erforder-
lichen Höhe einziehe. Für das VK wurde Google als Beispiel genannt, in Spanien wa-
ren es Google, Apple, Amazon und einige große Stromversorger. In Portugal nannte 
die Gewerkschaft nicht nur eine umfassende gerichtliche Auseinandersetzung mit 
dem Gas- und Stromversorger EDP über die Zahlung von Grundsteuern, sondern 
auch den fraglichen Status von Unternehmen mit Sitz auf der Insel Madeira, deren 
steuerliches Umfeld durchaus mit einer Steueroase verglichen werden kann. 

Die Angaben aus Armenien beziehen sich auf die Situation vor der Samtenen Re-
volution im Mai 2018, als „eine Menge großer Unternehmen durch Absprachen mit 
hochrangigen Funktionären und vermögende Einzelpersonen aufgrund ihrer engen 
Beziehungen zur politischen Elite und auch Politiker selbst erfolgreich Steuern um-
gehen und hinterziehen konnten, weil sie interne Absprachen mit korrupten Ver-
antwortlichen treffen konnten und ihnen Vetternwirtschaft und Kleptokratie in die 
Hände spielten.“ Diese Situation hat sich inzwischen geändert.

Die Frage, ob es Beispiele für die unlautere Einflussnahme mächtiger Personen, Un-
ternehmen oder anderer Organisationen auf die Steuerverwaltungen gebe, haben 
Gewerkschaften aus acht Ländern – Armenien, Dänemark, Deutschland, Italien, Por-
tugal, Spanien, Schweiz, das VK und die türkisch-zypriotische Gemeinschaft bestä-
tigt. Die meisten haben keine Einzelheiten vorgelegt, aber die Antwort aus Armeni-
en hat erneut die Situation vor der Samtenen Revolution genannt, und die Antwort 
aus Portugal bezog sich auf Madeira. Die spanischen Gewerkschaften nannten als 
Beispiel  das Handelsunternehmen CIMEX, während aus der Schweiz über die Ein-
flussnahme sehr vermögender Einzelpersonen in einigen Kantonen berichtet wird.

Es gibt sieben Länder (Armenien, Dänemark, Italien, Portugal, Spanien, Schweden, 
das VK und die türkisch-zypriotische Gemeinschaft), in denen die Steuerverwaltun-
gen aufgrund ihrer schlechten Leistungen kritisiert worden waren. Auf der anderen 
Seite wurden die Steuerverwaltungen in den zwölf Ländern Armenien, Tschechische 



45

Republik, Dänemark, Finnland, Deutschland, Italien, Norwegen, Portugal, Spanien, 
Schweden, Schweiz und das Vereinigte Königreich für ihre guten Dienste gelobt.  Die 
Tatsache, dass einige Länder in  beiden Kategorien gelistet sind, bezieht sich auf 
unterschiedliche Aspekte ihrer Arbeit und auf die Situation vor und nach der Sam-
tenen Revolution.

Einige Steuerbehörden stellen sich der Aufgabe, rigoros gegen Steuerhinterziehung 
vorzugehen, mit großem Engagement. Das zeigt das folgende Beispiel aus Schwe-
den:

TABELLE 6:  Gibt es ein besonderes Referat oder eine besondere Abteilung, die 
sich mit diesen Gruppen befasst?

Land Unternehmen
Große 
Steuerzahler

Vermögende 
Einzelpersonen

Armenien Ja Ja Nein

Belgien Ja Ja Keine Angabe

Bulgarien Ja Ja Ja

Dänemark Ja Nein Nein

Deutschland: Hessen Nein Nein Nein

Estland Nein Nein Nein

Finnland Ja Nein Nein

Frankreich Ja Nein Nein

Italien Ja Ja Ja

Norwegen Ja Ja Nein

Österreich Ja Ja Nein

Portugal Nein Ja Ja

Schweden Ja Ja Nein

Schweiz Keine Angabe Keine Angabe Keine Angabe

Spanien Ja Ja Ja

Tschechische Republik Ja Ja Ja

Türkisch-zypriotische 
Gemeinschaft Ja Nein Ja

VK Ja Ja Ja

Zypern Ja Ja Nein
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Maßnahmen gegen Steuerhinterziehung in Schweden

Die Steuerverwaltung ist für Ermittlungen in Fällen von Wirtschaftskriminalität und 
Steuerbetrug und deren Prävention zuständig. Als Abschreckung wurde Steuerhin-
terziehung mit dem Steuergesetz (SFS 1971:69) zu einem Straftatbestand erklärt. 
Dem Gesetzgeber geht es dabei in erster Linie um die Umgehung von Steuerzah-
lungen größeren Ausmaßes, die vorsätzlich oder grob fahrlässig inszeniert wird. 
Um diese Aufgabe wahrzunehmen, wurde innerhalb der Steuerbehörde ein Refe-
rat für Steuerdelikte (SBE) eingerichtet, das als eigenständiger Geschäftsbereich 
arbeitet. 

Die Arbeit dieses Referats regelt das Gesetz (1997: 1024) über die Beteiligung des 
Zentralamts für Finanzwesen an strafrechtlichen Ermittlungen und weiteren Maß-
nahmen. Nach diesem Gesetz kann die Staatsanwaltschaft beim Referat für Steuer-
delikte Amtshilfe beantragen. Das Referat unterstützt dann die Ermittlungen des 
Amts für Wirtschaftskriminalität (ECO) oder der Staatsanwaltschaft. Das Gesetz sieht 
ebenfalls vor, dass das Referat für Steuerdelikte ebenfalls für die Prävention von 
Straftaten zuständig ist und deshalb das Recht hat, eigene Ermittlungen durchzu-
führen.

Das Referat führt jedes Jahr fast 1.300 Untersuchungen durch, in erster Linie im Auf-
trag des ECO oder der Staatsanwaltschaft. Bei diesen Untersuchungen geht es meis-
tens um Steuervergehen und Verstöße im Zusammenhang mit der Buchführung, 
das Referat kann aber auch bei anderen Vergehen ermitteln, wenn die Staatsanwalt-
schaft dies verlangt. Wenn eine Anzeige beim ECO eingeht, entscheidet die Staats-
anwaltschaft, ob eine Voruntersuchung eingeleitet wird oder nicht. Falls die Unter-
stützung des Referats für Steuerdelikte als erforderlich angesehen wird, erfolgt die 
Voruntersuchung durch einen oder mehrere Ermittler/-innen im Referat unter der 
Aufsicht der Staatsanwaltschaft.  Bei größeren Untersuchungen arbeiten die Ermitt-
ler/-innen des Referats oft mit denjenigen des ECO zusammen.

Die Ermittlungsarbeit im Rahmen einer strafrechtlichen Untersuchung besteht in 
erster Linie aus der Erfassung und Analyse von Informationen zu der vermuteten 
Straftat sowie aus der Befragung von Verdächtigen und Zeugen und Zeuginnen. 
Die Ermittler/-innen des Referats für Steuerdelikte können in bestimmten Fällen auf 
Anweisung der Staatsanwaltschaft Vermögenswerte einziehen und die Polizei bei 
ihren Ermittlungen unterstützen.

Sobald eine Ermittlung abgeschlossen ist, werden die Ergebnisse der strafrechtli-
chen Untersuchung an die Staatsanwaltschaft weitergegeben, die über den Fall ent-
scheidet.



47

Das Referat für Steuerdelikte führt ebenfalls eigene Ermittlungen durch,  um Infor-
mationen zu sammeln, zu verarbeiten und zu analysieren und auf diese Weise Straf-
taten oder potenzielle Straftaten aufzudecken. Diese Analysen können verwendet 
werden, um detaillierte Einsichten in problematische Geschäftsbereiche von Unter-
nehmen zu erhalten oder konkrete strafrechtliche Ermittlungen einzuleiten. Da das 
Referat auf diese Weise bessere Kenntnisse über die kriminelle Energie von Unter-
nehmen erwirbt, kann sie dieses Wissen für die Prävention von Straftaten nutzen 
und kriminelle Aktivitäten so früh wie möglich aufdecken.

Im Rahmen seiner Ermittlungstätigkeit arbeitet das Referat u. a. mit dem Erken-
nungsdienst der Polizei, der Finanzpolizei, dem Zoll, dem ECO und der Küstenwache 
zusammen. 

Das Referat für Steuerdelikte gehört zu der Abteilung innerhalb der Steuerverwal-
tung, die für Großunternehmen zuständig ist, arbeitet aber als eigenständiger Ge-
schäftsbereich. Das bedeutet 

u. a., dass es zwischen dem Referat und anderen Teilen der schwedischen Steuer-
behörde Vertraulichkeitprüfungen gibt. Es gibt innerhalb des schwedischen Zentral-
amts für Finanzwesen ungefähr 200 Steuerfahnder/-innen, die von Umeå, Sundsvall, 
Uppsala, Örebro, Stockholm, Linköping, Göteborg und Malmö aus arbeiten.

Bei den meisten Ermittlungen in Fällen von Steuerhinterziehung geht es um kom-
plizierte steuerrechtliche Sachverhalte.  Für die Bearbeitung dieser Fälle ist deshalb 
profundes Fachwissen im Steuerrecht unverzichtbar. Die meisten Ermittler/-innen 
im Referat für Steuerdelikte verfügen über dieses Fachwissen und haben darüber hi-
naus besondere Weiterbildungen und Schulungen absolviert, um sich in Strafrecht 
und investigativer Methodik weiterzubilden. Viele Fahnder/-innen haben vorher als 
Fachanwälte für Steuerrecht gearbeitet, viele haben aber auch einen beruflichen 
Hintergrund bei Polizei, Zoll oder der schwedischen Vollzugsbehörde (Kronofogden) 
und entsprechenden Kompetenzen für diese Art von Ermittlungen. 
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Vergütung und Arbeitsbedingungen

Bei der EGÖD-Umfrage ging es nicht nur um Beschäftigung in den Steuerverwaltun-
gen und deren Funktion, sondern auch um die Entgelte und Arbeitsbedingungen 
der Menschen, die dort arbeiten. Dies ist ein wichtiges Thema nicht nur für die Be-
schäftigten, die direkt davon betroffen sind, Sondern hat auch Folgewirkungen auf 
die Leistung der Steuerbehörden und damit auf die gesamte Gesellschaft. Steuer-
verwaltungen sind nämlich kaum zu effektiver Arbeit in der Lage, wenn sie aufgrund 
schlechter Bezahlung und schlechter Arbeitsbedingungen nicht das Personal ein-
stellen können, das sie brauchen.

Lohnfindung

Im Fragebogen ging es zunächst um die Festsetzung des Entgelts und der Arbeits-
bedingungen durch staatliche Regelungen, Kollektivverhandlungen oder eine Kom-
bination aus beiden Modellen. 

Die größte Gruppe mit 9 aus 19 mitwirkenden Ländern gab an, dass die Festsetzung 
des Entgelts und der Arbeitsbedingungen durch staatliche Regelungen festgelegt 
werden, wobei es zusätzliche Vergütungen bei einem erweiterten Dienstleistungs-
angebot wie in Armenien oder extra verhandelte Bedingungen wie in der Tsche-
chischen Republik gibt. Die zweitgrößte Gruppe mit neun Ländern gab an, dass die 
Löhne und die Arbeitsbedingungen durch eine Kombination aus Kollektivverhand-
lung und staatlicher Regelung bestimmt werden, wobei die genaue Ausgestaltung 
von Staat zu Staat unterschiedlich ist. In Deutschland zum Beispiel werden die Löhne 
und Arbeitsbedingungen von Personal in der Steuerverwaltung mit einem norma-
len Arbeitsvertrag durch Kollektivverhandlungen festgelegt, während das Salär für 
die Beamten/-innen vom Staat festgelegt wird. Im VK, in dem es keine Bediensteten 
mit besonderem Beschäftigungsstatus gibt, entscheidet der Staat mit über die Ver-
gütung. Es gibt nur zwei Länder (Italien und Schweden), in denen die Löhne und 
die Arbeitsbedingungen ausschließlich durch Kollektivverhandlungen festgesetzt 
werden.

Im überwiegenden Teil dieser Länder werden die Löhne und die Arbeitsbedingun-
gen für die Steuerverwaltungen nicht separat festgelegt. Die Ausnahme sind Bul-
garien, Finnland und Spanien (obwohl nur zwei der drei spanischen Befragten der 
Meinung waren, dies sei der Fall). In sieben Ländern - Armenien, Österreich, Zypern, 
Dänemark, Estland und Portugal sowie in der türkisch-zypriotischen Gemeinschaft 
wurden die Löhne und Arbeitsbedingungen einheitlich für den gesamten öffentli-
chen Sektor festgelegt (aber mit einigen geringfügigen Änderungen für die Steuer-
verwaltungen). In den acht Ländern Belgien, Tschechische Republik, Deutschland, 
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Italien, Norwegen, Schweden, Schweiz und  Vereinigtes Königreich gehören die 
Steuerverwaltungen zu einem Cluster, der einen Teil des öffentlichen Dienstes be-
inhaltet und typischerweise ebenfalls noch weitere Ministerien.  In Deutschland 
dagegen mit seinen Finanzverwaltungen auf Länderebene gelten die regionalen 
Abschlüsse, wobei Hessen (von dort stammen die Antworten) unabhängig von an-
deren Ländern verhandelt.

Auswirkungen der Austeritätspolitik

Unabhängig von der Art der Lohnfindung war die Mehrheit der Länder, die an der 
Umfrage teilgenommen haben (14 von 19 Ländern), der Meinung, dass es in den 
letzten zehn Jahren aufgrund der staatlichen Politik der Kostenkontrolle und -redu-
zierung zu negativen Folgeerscheinungen gekommen sei. Nur in den fünf Ländern 
Österreich, Belgien, Norwegen, Schweden und Schweiz gaben die Befragten an, dies 
sei nicht der Fall gewesen.

 TABELLE 7: Wie Entgelte und Arbeitsbedingungen festgesetzt werden

Staatliche Regelung

Mischung aus staatlicher 
Regelung und 
Kollektivverhandlungen Kollektivverhandlungen

Armenien (mit 
Aufstockung 
der Entgelte aus 
Nichtregierungsquellen)

Bulgarien Italien

Belgien Dänemark Schweden

Estland Deutschland

Frankreich Finnland

Österreich Norwegen

Portugal Spanien

Schweiz VK

Tschechische Republik 
(Arbeitsbedingungen sind 
Verhandlungssache)

Zypern

Türkisch-zypriotische 
Gemeinschaft

9 8 2
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Die Besoldung wurde auf unterschiedliche Weise gekürzt oder eingefroren, meistens 
durch den Verzicht auf besondere Vergütungen wie Bonuszahlungen, Zusatzvergü-
tungen oder das 13. oder 14. Monatsgehalt  Diese Maßnahmen hat es in acht Ländern 
gegeben. Weitere Maßnahmen waren Lohnstopps (dies wird aus sieben Ländern 
berichtet) oder Lohnerhöhungen unterhalb des in anderen Teilen der Wirtschaft er-
reichten Niveaus (dies war in sechs Ländern der Fall). Es gibt weiterhin vier Länder 
(Zypern, Tschechische Republik, Portugal und Spanien), die von einer Kürzung des 
Grundgehalts im Laufe der vergangenen zehn Jahre berichtet haben. (Entgelte wur-
den ebenfalls in Griechenland und Irland gekürzt, die Gewerkschaften aus diesen 
Ländern haben sich nicht an der Umfrage beteiligt). Länderliste siehe Tabelle 8

TABELLE 8: Methoden der Lohndisziplin in den Steuerverwaltungen während 
der letzten zehn Jahre

Kürzung des 
Basisentgelts

Sonstige gekürzte 
Entgeltbestandteile

Lohnstopp
Geringere 

Lohnerhöhungen

Portugal Bulgarien Deutschland Bulgarien

Spanien Dänemark Estland Dänemark

Tschechische 
Republik

Estland Frankreich Deutschland

Zypern Finnland Italien Spanien

Portugal Spanien
Türkisch-

zypriotische 
Gemeinschaft

Spanien
Türkisch-

zypriotische 
Gemeinschaft

VK

Türkisch-
zypriotische 

Gemeinschaft
VK

Zypern 

4 8 7 6
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TABELLE 9: Auswirkung der Austeritätspolitik auf die Arbeitsbedingungen 
während der letzten zehn Jahre

Land Gewerkschaft Auswirkungen auf die Arbeitsbedingungen

Armenien USLGPSE 500 Mitarbeiter/-innen aufgrund der Austeritätspolitik 
entlassen

Bulgarien TUKOT 
Podkrepa

Politisch bedingte Veränderungen

Dänemark FOA Die Steuerverwaltung des Landes hat in den 
vergangenen zehn Jahren umfassend Personal 
abgebaut. Das bedeutet nicht nur harte und intensive 
Arbeit, sondern auch öffentliche Steuerskandale 
usw. und ein damit einhergehender Imageverlust 
des Personals in der Öffentlichkeit, und das war sehr 
belastend. 

Deutschland: 
Hessen

ver.di Kontinuierlicher Personalabbau mit höherer 
Arbeitsbelastung

Finnland Pardia/VERO-
ATK

Urlaubsgeld gekürzt von 2016 bis 2019, keine 
einzelnen Büros mehr, sondern Arbeit in 
Großraumbüros, Arbeitszeit um 6 Minuten/Tag 
verlängert ohne zusätzliche Vergütung. 

Frankreich CGT Finances Kontinuierlicher Personalabbau

Italien FP CGIL Personalabbau, Schließung von Büros, keine 
Neueinstellungen bei Wechsel von Personal in den 
Ruhestand

Norwegen YS Stat Weniger Beschäftigte mit der Folge von 
Arbeitsverdichtung

Portugal APIT Verschlechterung der Arbeitsbedingungen

Spanien FSC CCOO Abbau sozialer Unterstützung, weniger Urlaub 
oder Freistellung für die Regelung persönlicher 
Angelegenheiten, weniger Ressourcen für 
Weiterbildungen oder bei Beförderungen

Spanien FeSP-UGT Lohnfortzahlungen im Krankheitsfall im Visier 

Tschechische 
Republik

OSSOO Ja, betrifft nicht nur die Vergütung, sondern auch 
die Betriebskosten; staatliche Maßnahmen und 
ständige Gesetzesänderungen, Steuerignoranz der 
Zivilgesellschaft

Türkisch-
zypriotische 
Gemeinschaft

KTAMS

VK PCS Demoralisierung aufgrund von Personalabbau, 
Herabstufung von Tätigkeiten, Geringschätzung von 
Fachwissen

Zypern PASYDY Personalabbau mit der Folge geringerer Kontrollen
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Es wurde ebenfalls danach gefragt, ob diese Lohnzurückhaltung von Dauer sei, und 
die Antworten aus den neun Ländern Bulgarien, Zypern, Dänemark, Finnland, Frank-
reich, Deutschland, Italien, Spanien (wobei eine befragte Gewerkschaft der Meinung 
war, dass die Folgen der Austerität auch 2017 noch weiter spürbar waren), das VK 
und die türkisch-zypriotische Gemeinschaft bestätigten diese Vermutung. 

In der Tschechischen Republik und Estland stellten die Gewerkschaften fest, dass 
die Lohnzurückhaltung vor einigen Jahre beendet worden sei (2013 in der Tschechi-
schen Republik und 2012 in Estland) In Portugal gab es erst 2018 eine Wende zum 
Besseren, wobei davon ausgegangen wird, dass der alte Status erst wieder in diesem 
Jahr in vollem Umfang wiederhergestellt wird. 

Aus den Antworten war zu entnehmen, dass sich die Austeritätspolitik der letzten 
zehn Jahre auch auf die Arbeitsbedingungen ausgewirkt hat. 14 Länder bestätigten, 
dass dies der Fall sei. Die Gewerkschaften in fünf Ländern verneinten dies: Öster-
reich, Belgien, Estland, Schweden und Schweiz (eine norwegische Gewerkschaft gab 
an, dass die Austeritätspolitik die Arbeitsbedingungen beeinflusst habe, die andere 
norwegische Gewerkschaft vermeinte dies jedoch).

Die Antworten lassen den Schluss zu, dass der Personalabbau eine der deutlichsten 
Folgen der Austeritätspolitik war, so dass die Arbeitsbelastung der verbleibenden 
Mitarbeiter/-innen stressiger wurden (siehe Tabelle 9). 

Nur in Armenien sind die Gewerkschaften der Meinung, dass die Arbeitsbedingun-
gen nicht mehr unter Druck stehen, haben aber durchaus die Befürchtung, dass dies 
wiederaufleben könnte.
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Schlussfolgerung 

In den Jahren zwischen 2008 und 2018 sind in den Steuerverwaltungen europäi-
scher Länder fast 100.000 Arbeitsplätze verloren gegangen.  

Die größten jährlichen Verluste gab es zu Beginn des Beobachtungszeitraums 2010 
und 2011. Zwar war der Arbeitsplatzverlust in den Folgejahren weniger stark aus-
geprägt, ist aber keinesfalls gestoppt worden. Die Vergütungen und die Arbeits-
bedingungen werden nicht mehr in derselben Weise attackiert, wie dies unmittel-
bar nach der Finanzkrise der Fall war. Neue EU-Mechanismen zur Bekämpfung der 
Steuerumgehung vermögender und einflussreicher Personen wurden auf den Weg 
gebracht. Die Situation ist aber weit vom Optimum entfernt, und erhebliche Teile 
des erwarteten Steueraufkommens gehen nach wie vor verloren. Die Erfahrungen in 
Dänemark zeigen, dass der Abbau von Personal und die Hoffnung, dass Technik dies 
damit einhergehenden Defizite ausgleichen könne, ist trügerisch und potenziell der 
kürzeste Weg in die Katastrophe. In anderen Ländern hat das Versäumnis, qualifizier-
tes Personal einzustellen, zu einer eindeutigen Kompetenzlücke geführt.  

Es gibt Anzeichen, dass einige Länder diese Problematik erkannt haben und wieder 
anfangen, Personal einzustellen. Es steht außer Frage, dass die Herausforderungen 
an die Steuerverwaltungen gestiegen sind und auch weiter steigen werden. Wenn 
die Behörden sich diesen Herausforderungen stellen wollen, brauchen sie die ent-
sprechenden Mitarbeiter/-innen. Das gilt besonders im Hinblick auf die EU-Anfor-
derungen an den Austausch von Steuerinformationen zwischen den Steuerverwal-
tungen.  
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ANHANG A: Beschäftigung in den 
Steuerverwaltungen: die nationalen Zahlen 

BELGIEN

19.748

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

 26.790

26.118 

25.229

24.279 

 22.624 

22.274 

21.297

 20.918

20.531

27.256 

10.623 

10.152 

9.725 

 9.630 

9.440 

 9.260 

9.080 

8.900 

8.571 

SPF Finances

Steuerangestellte

SPF Finances

BULGARIEN

 7.368 

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

7.439 

 7.643 

 7.577 
 7.596 

 7.572  7.508 

 7.496 
 7.492 

 7.423 

7.542 

Beschäftigung

Einkommenssteuerbehörde
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DÄNEMARK 

8.155 

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

8.177 

 7.871

 7.768
7.463

7.395 

6.878 

6.880 

6.887

7.476 
8.708 

Beschäftigung

Steuerministerium (Skatteminiseriet). Zahlen für 2013 und 2014: Finansloven 2014; Zahlen für 2015 
geschätzt.

DEUTSCHLAND 

142.175 

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

144.911

144.702 

145.040 

145.864 

145.610 

143.295 

141.935 

141.845 

141.885 

145.132

110.894 

112.295 

112.981 

110.650 

110.000 

108.023 

107.407 

106.864 

106.603 

106.633 

106.851 

Finanzangestellte Steuerbehörde Schätzung

Personal der Steuerverwaltung. Informationen für 2013 liegen nicht in der gleichen Form vor, 2016 ist das 
letzte Jahr, für das Daten veröffentlicht wurden; Zahlen für 2017 und 2018 sind geschätzt auf Basis der 
Beschäftigungszahlen für die Finanzämter in den Ländern.
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ESTLAND

1.346 

1.515 
1.546 

1.541 
1.551 

1.343 

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

1.824 

 1.812
1.805

1.377 

1.823 

Beschäftigung

Steuer- und Zollbehörde (Maksu- ja tolliamet).

FINNLAND

 5.065 

4.877 

5.072 

 4.865 

5.130 

4.978 

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

5.595 

 5.336 

5.229 

 4.802 

5.757 

Beschäftigung

Steuerverwaltung (VERO)
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FRANKREICH 

104.873 
109.068 

113.286

111.305 115.411

102.607 

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

124.614 

121.929 

117.964 

106.685 

126.586 

Beschäftigung

 DGFIP

 IRLAND

6.075

5.819
5.836

5.745
5.715

6.225

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

6.130

6.063

5.957
6.025

6.675

Beschäftigung

 Irische Steuerbehörde.
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 ISLAND 

236

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

268
264

259
251 257

235
238

233

98
94

Beschäftigung Vor Fusionierung

RSK. Ab 2010 neue Struktur.

ITALIEN

32311
33047

33238

36834

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

43803

43398

42146

41208

40343
40695

39610

39538

38742

46440

33548

35568

Beschäftigung Vor Fusionierung Schätzung

Agenzia delle Entrate. Zusammenlegung mit der Agenzia del Territorio 2012 (in den Zahlen für 2010 
berücksichtigt); Zahlen für 2008 und 2009 sind geschätzt allein auf Grundlage der Agenzia delle 
Entrate.
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LETTLAND

3732
4051

4102

4040
4069

3636

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

4461

4176
4147

4044

5074

Beschäftigung

Finanzamt der Republik Lettland.

KROATIEN 

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017

4.493 

4.409 

4.380

4.298 

4.227

 4.297 

 4.199  4.155 

 4.031

4.331 

Beschäftigung

Kroatische Steuerverwaltung.
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LITAUEN

3.072 3.257
3.285 

3.314 

3.296 

2.837 

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

3.676 

3.585 

3.312 

3.137 

3.986 

Beschäftigung 

Litauische Steueraufsichtsbehörde.

LUXEMBURG

642,75
684,725

589,5
584

588594,75 752,05

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

584,25

584
583,25

579,25

Beschäftigung

Administration des contributions directes (ACD)
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NIEDERLANDE

27.437 29.407 

28.857 
30.015 

28.106 27.897 

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

30.707 

29.964 

29.010 

28.151 
30.894 

Beschäftigung

Steuerverwaltung (Belastingsdienst).

NORWEGEN 

6.581 

6.420 

6.249 

6.202 6.393 
6.413 

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

6.434 
6.527 

6.373 
6.768 

6.141 

 Beschäftigung

Skatteetaten
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ÖSTERREICH 

10.735

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

10.958

10.876 

10.674 

10.612 

10.374 
10.525 

10.534 

10.504 10.764 11.059 

Beschäftigung

Bundesministerium für Finanzen.

POLEN

47.179 

45.883 

47.135 

46.685 
47.117 

46.248 

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

47.252 
47.903 

47.127 

 46.022 

47.395 

Beschäftigung

Steuerverwaltung (KAS). 2017 und 2018 beinhalteten die Zahlen für die KAS ebenfalls den Zoll (758 im 
Jahre 2016).
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PORTUGAL

10.995 
11.122 

11.341 

10.762 

11.566 

11.015

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

10.760 

10.170 

10.073 

10.996 
11.153 

Beschäftigung

Autoridade Tributária e Aduaneira

RUMÄNIEN

24.708 

 24.824 

 24.481 
 25.123 

 26.668 
23.888 

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

30.793 

29.448 

 27.025 
25.168 

31.281 

Beschäftigung

ANAF
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SCHWEDEN

10.317 
10.456 

10.349 
10.492 

10.462 

10.531 

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

10.419 

9.922 10.267 

10.253 
10.802 

Beschäftigung

Skatteverket

SLOWAKEI

9.205 

 9.228 

9.065 
 9.216 

8781

9.053 

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

9.996 

9.863 

 9.141

9.245 

10.062 

Beschäftigung Gesamt Angestellte (Einnahmen und Zölle)

Daňové Riaditeľstvo Slovenskej Republiky. Entstand 2012 durch die Zusammenlegung der Zoll- und 
Steuerverwaltungen; Zahlen für 2008 und 2011 entsprechen der Gesamtbeschäftigtenzahl in beiden 
Stellen.
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SLOWENIEN

3.660 

 3.647 

 3.612 

2.354 

 3.693 

2.421 

 3.629 

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

2.554 

2.526 

2.506 
2.586 

Beschäftigung DURS

Finančna Uprava Republike Slovenije. Entstand 2014 durch die Zusammenlegung der Zoll- und 
Steuerverwaltungen; Zahlen von 2008 bis 2013 in Tabelle 3 sind Schätzungen auf Basis der 
Beschäftigung in der Steuerverwaltung (DURS).

SPANIEN 

25.152 
25.429 26.231 

25.742 
26.962 

24.939

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

27.555 
27.880 

27.613 

25.014 

27.951 

Beschäftigung

Agencia Tributaria
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UNGARN 

19.011 

18.141 

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

22.110 

22.461 

21.286 
21.587 

21.583 

21.498 

21.427 

20.069 

21.334 

Beschäftigung

NAV

TSCHECHISCHE REPUBLIK 

15.540 

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

15.376 

14.721 

14.640 

14.728 
14.991 

15.035 
15.263

15.374 
15.519 

15.560 

Beschäftigung

Finanční správa CR
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VEREINIGTES KÖNIGREICH 

 62.260 

56.990 

64.480 

61.370 66.460 

58.630 

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

81.160 

75.360 

66.880 

59.820 

82.050 

Beschäftigung

HM Revenue and Customs

ZYPERN 

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

595

656

629
626

606

597
596

579

617
612

658

Beschäftigung

Steuerbehörde Zyperns
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QUELLEN

LAND QUELLE WEBLINK 

BELGIEN EGÖD-Umfrage und 
SPF Stratégie et Appui

https://infocenter.belgium.be/fr/
statistiques/spf-finances/emploi/effectifs

BULGARIEN ЗА ДЕЙНОСТТА 
НА НАЦИОНАЛНА 
АГЕНЦИЯ ЗА 
ПРИХОДИТЕ

https://nap.bg/
page?id=100&textMode=0&sId209cP=1

DÄNEMARK SKAT 2009-2012: Årsrapport 2011 und 2012 
Skatteministeriet; 2013-14: Finanslov for 
finansaret 2014
2016-2018. Parlamentarische Antwort Nr. 
4 Oktober 2018

DEUTSCHLAND Das Personal der 
Steuerverwaltung 
und das Personal des 
öffentlichen Dienstes - 
Fachserie 14 Reihe 6

https://www.bundesfinanzministerium.
de/Content/DE/Downloads/
Broschueren_Bestellservice/2018-03-16-
die-steuerverwaltung-in-deutschland.
html

ESTLAND EGÖD-Umfrage und 
Pressestelle

FINNLAND VERO-Jahresberichte https://www.vero.fi/en/About-us/finnish-
tax-administration/year-2019/figures/

FRANKREICH DGFIP https://www.economie.gouv.fr/dgfip/
rapports-dactivite-dgfip

IRLAND Public Service Numbers 
Databank

https://www.gov.ie/en/service/
department-of-public-expenditure-
databank/

ITALIEN Agenzia delle Entrate: 
Jahresberichte

https://www.agenziaentrate.
gov.it/portale/Agenzia/
Amministrazione+trasparente/
Performance+new/ 
Relazione+sulla+Performance/ 
?page=amministrazionetrasparente

KROATIEN IOTA 2008 bis 2012; 
OECD 2013 bis 2017. 
Die Zahlen stammen 
zwar aus zwei Quellen, 
scheinen aber in sich 
schlüssig. Es gibt keine 
OECD-Zahlen vor 2013.

LETTLAND VID-Jahresberichte https://www.vid.gov.lv/en/annual-
reports

https://infocenter.belgium.be/fr/statistiques/spf-finances/emploi/effectifs
https://infocenter.belgium.be/fr/statistiques/spf-finances/emploi/effectifs
https://nap.bg/page?id=100&textMode=0&sId209cP=1
https://nap.bg/page?id=100&textMode=0&sId209cP=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Broschueren_Bestellservice/2018-03-16-die-steuerverwaltung-in-deutschland.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Broschueren_Bestellservice/2018-03-16-die-steuerverwaltung-in-deutschland.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Broschueren_Bestellservice/2018-03-16-die-steuerverwaltung-in-deutschland.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Broschueren_Bestellservice/2018-03-16-die-steuerverwaltung-in-deutschland.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Broschueren_Bestellservice/2018-03-16-die-steuerverwaltung-in-deutschland.html
https://www.vero.fi/en/About-us/finnish-tax-administration/year-2019/figures/
https://www.vero.fi/en/About-us/finnish-tax-administration/year-2019/figures/
https://www.economie.gouv.fr/dgfip/rapports-dactivite-dgfip
https://www.economie.gouv.fr/dgfip/rapports-dactivite-dgfip
https://www.gov.ie/en/service/department-of-public-expenditure-databank/
https://www.gov.ie/en/service/department-of-public-expenditure-databank/
https://www.gov.ie/en/service/department-of-public-expenditure-databank/
https://www.agenziaentrate.gov.it/portale/Agenzia/Amministrazione+trasparente/Performance+new/Relazione+sulla+Performance/?page=amministrazionetrasparente
https://www.agenziaentrate.gov.it/portale/Agenzia/Amministrazione+trasparente/Performance+new/Relazione+sulla+Performance/?page=amministrazionetrasparente
https://www.agenziaentrate.gov.it/portale/Agenzia/Amministrazione+trasparente/Performance+new/Relazione+sulla+Performance/?page=amministrazionetrasparente
https://www.agenziaentrate.gov.it/portale/Agenzia/Amministrazione+trasparente/Performance+new/Relazione+sulla+Performance/?page=amministrazionetrasparente
https://www.agenziaentrate.gov.it/portale/Agenzia/Amministrazione+trasparente/Performance+new/Relazione+sulla+Performance/?page=amministrazionetrasparente
https://www.agenziaentrate.gov.it/portale/Agenzia/Amministrazione+trasparente/Performance+new/Relazione+sulla+Performance/?page=amministrazionetrasparente
https://www.vid.gov.lv/en/annual-reports
https://www.vid.gov.lv/en/annual-reports
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LAND QUELLE WEBLINK 

LITAUEN VMI-Pressestelle

LUXEMBURG Administration 
des contributions 
directes (ACD) 
Tätigkeitsberichte

https://impotsdirects.public.lu/fr/profil/
rapports.html

NIEDERLANDE Belastingsdienst 
Website bis 2015 und 
Halbjahresberichte

https://over-ons.belastingdienst.nl/
feiten-en-cijfers/

ÖSTERREICH Personal des Bundes 
Daten und Fakten 
und Pressestelle des 
Bundesministeriums

https://www.oeffentlicherdienst.gv.at/
fakten/PJB_2018_BF.pdf.pdf?6wd8o1

POLEN Zatrudnienie 
przeciętne według 
kategorii urzędów 

https://dsc.kprm.gov.pl/sites/default/
files/zal_1_zatrudnienie_w_sluzbie_
cywilnej_w_2018_r.pdf

PORTUGAL Tätigkeitsbericht 
(Relatório de 
Atividades)

http://info.portaldasfinancas.gov.pt/
pt/at/Instrumentos_Gestao/Relatorio_
atividades/Pages/default.aspx 

RUMÄNIEN ANAF-Pressestelle

SCHWEDEN Skatteverket 
Pressestelle

SLOWAKEI Daňové Riaditeľstvo 
Slovenskej Republiky

https://www.financnasprava.sk/sk/
financna-sprava/vyrocne-spravy

SLOWENIEN Letno Poročilo 
Finančne Uprave 
Republike Slovenije

https://www.gov.si/drzavni-organi/
organi-v-sestavi/financna-uprava-
republike-slovenije/o-upravi/

SPANIEN Memorias de la Agencia 
Tributaria

https://www.agenciatributaria.es/AEAT.
internet/Inicio/La_Agencia_Tributaria/
Memorias_y_estadisticas_tributarias/
Memorias/Memorias.shtml

TSCHECHISCHE 
REPUBLIK

Zprávy o činnosti 
finanční a celní správy

https://www.mfcr.cz/cs/verejny-sektor/
dane/danove-a-celni-statistiky/zpravy-o-
cinnosti-financni-a-celni-sprav

UNGARN NAV-Pressestelle https://nav.gov.hu/nav/kozerdeku_
adatok/altalanos_kozzeteteli_lista/3_3_
mukodes/a_foglalkoztatottak/nav_
foglalkoztatottak.html

https://impotsdirects.public.lu/fr/profil/rapports.html
https://impotsdirects.public.lu/fr/profil/rapports.html
https://over-ons.belastingdienst.nl/feiten-en-cijfers/
https://over-ons.belastingdienst.nl/feiten-en-cijfers/
https://www.oeffentlicherdienst.gv.at/fakten/PJB_2018_BF.pdf.pdf?6wd8o1
https://www.oeffentlicherdienst.gv.at/fakten/PJB_2018_BF.pdf.pdf?6wd8o1
https://dsc.kprm.gov.pl/sites/default/files/zal_1_zatrudnienie_w_sluzbie_cywilnej_w_2018_r.pdf
https://dsc.kprm.gov.pl/sites/default/files/zal_1_zatrudnienie_w_sluzbie_cywilnej_w_2018_r.pdf
https://dsc.kprm.gov.pl/sites/default/files/zal_1_zatrudnienie_w_sluzbie_cywilnej_w_2018_r.pdf
http://info.portaldasfinancas.gov.pt/pt/at/Instrumentos_Gestao/Relatorio_atividades/Pages/default.aspx
http://info.portaldasfinancas.gov.pt/pt/at/Instrumentos_Gestao/Relatorio_atividades/Pages/default.aspx
http://info.portaldasfinancas.gov.pt/pt/at/Instrumentos_Gestao/Relatorio_atividades/Pages/default.aspx
https://www.financnasprava.sk/sk/financna-sprava/vyrocne-spravy
https://www.financnasprava.sk/sk/financna-sprava/vyrocne-spravy
https://www.gov.si/drzavni-organi/organi-v-sestavi/financna-uprava-republike-slovenije/o-upravi/
https://www.gov.si/drzavni-organi/organi-v-sestavi/financna-uprava-republike-slovenije/o-upravi/
https://www.gov.si/drzavni-organi/organi-v-sestavi/financna-uprava-republike-slovenije/o-upravi/
https://www.agenciatributaria.es/AEAT.internet/Inicio/La_Agencia_Tributaria/Memorias_y_estadisticas_tributarias/Memorias/Memorias.shtml
https://www.agenciatributaria.es/AEAT.internet/Inicio/La_Agencia_Tributaria/Memorias_y_estadisticas_tributarias/Memorias/Memorias.shtml
https://www.agenciatributaria.es/AEAT.internet/Inicio/La_Agencia_Tributaria/Memorias_y_estadisticas_tributarias/Memorias/Memorias.shtml
https://www.agenciatributaria.es/AEAT.internet/Inicio/La_Agencia_Tributaria/Memorias_y_estadisticas_tributarias/Memorias/Memorias.shtml
https://www.mfcr.cz/cs/verejny-sektor/dane/danove-a-celni-statistiky/zpravy-o-cinnosti-financni-a-celni-sprav
https://www.mfcr.cz/cs/verejny-sektor/dane/danove-a-celni-statistiky/zpravy-o-cinnosti-financni-a-celni-sprav
https://www.mfcr.cz/cs/verejny-sektor/dane/danove-a-celni-statistiky/zpravy-o-cinnosti-financni-a-celni-sprav
https://nav.gov.hu/nav/kozerdeku_adatok/altalanos_kozzeteteli_lista/3_3_mukodes/a_foglalkoztatottak/nav_foglalkoztatottak.html
https://nav.gov.hu/nav/kozerdeku_adatok/altalanos_kozzeteteli_lista/3_3_mukodes/a_foglalkoztatottak/nav_foglalkoztatottak.html
https://nav.gov.hu/nav/kozerdeku_adatok/altalanos_kozzeteteli_lista/3_3_mukodes/a_foglalkoztatottak/nav_foglalkoztatottak.html
https://nav.gov.hu/nav/kozerdeku_adatok/altalanos_kozzeteteli_lista/3_3_mukodes/a_foglalkoztatottak/nav_foglalkoztatottak.html
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LAND QUELLE WEBLINK 

VEREINIGTES 
KÖNIGREICH

Civil Service Statistics https://www.ons.gov.uk/
employmentandlabourmarket/
peopleinwork/publicsectorpersonnel/
datasets/civilservicestatistics

ZYPERN EGÖD-Umfrage

https://www.ons.gov.uk/employmentandlabourmarket/peopleinwork/publicsectorpersonnel/datasets/civilservicestatistics
https://www.ons.gov.uk/employmentandlabourmarket/peopleinwork/publicsectorpersonnel/datasets/civilservicestatistics
https://www.ons.gov.uk/employmentandlabourmarket/peopleinwork/publicsectorpersonnel/datasets/civilservicestatistics
https://www.ons.gov.uk/employmentandlabourmarket/peopleinwork/publicsectorpersonnel/datasets/civilservicestatistics
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Der EGÖD ist der Europäische Gewerkschaftsverband für den öffentli-
chen Dienst Er ist der größte Gewerkschaftsverband des EGB und vertritt 
ca. 8 Millionen Beschäftigte im öffentlichen Dienst in mehr als 260 Gewerk-
schaften. Der EGÖD organisiert ArbeitnehmerInnen in der Energie-, Was-
ser- und Entsorgungswirtschaft, in den Gesundheits- und Sozialdiensten 
und in den kommunalen und staatlichen Verwaltungen in allen europäi-
schen Ländern einschließlich der östlichen EU-Nachbarländer. Der EGÖD 
ist die anerkannte Regionalorganisation der Internationale der öffentlichen 
Dienste (PSI).

www.epsu.org

http://www.epsu.org

